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ſteriums und des Arbeitsminiſteriums.

Fehrenbach Reichskanzler.
Berlin, 21. Juni. (WTVB.) Der Reichspräſident

hat den Präſidenten der Nationalverſammlung Rechts-
anwalt Fehrenbach zum Reichskanzler er
nannt. Abgeordneter Fehrenbach hat dieſe Berufung
angenommen. Es iſt zu erwarten, daß die Verhand
lungen über die Kabinettsbildung nunmehr recht bald
zum Abſchluß gelangen.

Mit der Ernennung Fehrenbachs ſcheint die ſchleichende Regie
rungskriſe nun endlich einer Löſung entgegenzugehen. Denn
Fehrenbach würde den Kanzlerpoſten wohl kaum angenommen
haben, wenn er nicht die Gewißheit hätte, daß er nunmehr auch
eine Regierung zuſammenbringen würde. Nach der Germania
gilt die Regierungsbildung als „vollkommen geſichert“. Als Mit-
glieder des neuen Kabinetts werden genannt:

Reichskanzler Fehrenbach (Zentrum).
Miniſterium des Jnnern Dr. Koch (Demokrat).
Finanzminiſterium Dr. Wirth (Zentrum).
Reichspoſtminiſterium Giesberts (Zentrum).
Rechsernährnngsminiſterium Dr. Hermes (Zentrum).
Reichswehrminiſterium Geßler (Demokrat).
Reichsjuſtizminiſterium Dr. Heinze (Deutſche Volkspt.).

Für das neue Reich sſchatzminiſterium ſoll Herr von
HKardorff Deutſche Volkspartei) vorgeſehen ſein. Die Be
ſetzung des Reichsverkehrsminiſteriums iſt noch nicht endgültig
entſchieden, ebenſo die Beſetzung des Wirtſchaftsmini-

Für das
letztere kommt ein Vertreter der chriſtlichen Gewerk-
ſchaften in Frage. Das Wiederaufbauminiſterium wird aller
Vorausſicht nach mit einem anderen Miniſterium verbunden wer
den. Das Auswärtige Amt, deſſen Beſetzung von allen Parteien
durch einen Fachmann dringend erwünſcht bezeichnet worden iſt,
wird durch den Geheimrat Simons beſetzt, der durch ſeine Teil-
nahme an den Verſailler Verhandlungen beſonders bekannt ge
worden iſt.

Wenn der Regierungsblock der Mittelparteien nach langem
Hängen und Würgen nun doch endlich zuſtande kommt, ſo wohl,
weil die Deutſche Volkspartei ihren anfänglichen Wider-
ſtand aufgegeben und anſcheinend das bisher vorenthaltene „Be
kenntnis zur Republik (platoniſch natürlich!) abgelegt hat. Sie
hat angeblich „dem Präſidenten Fehrenbach eine neue Formulie-
rung der wichtigſten Grundſätze des Regierungsprogramms über-
reicht, die insbeſondere d en Vorausſetzungen entſvprechen, die ſchon
von den Demokraten als unentbehrlich für ein Mitwirken
bezeichnet worden ſeien, nämlich das Bekenntnis zur Wei-
marer Verfaſſung und zur republikaniſchen
Staatsform“.

Die neue Regierung firmiert als ein „Kabinett des Wiederauf-
baues“. Sein „Jiel gehe auf Maßnahmen, die dem Geſamtſtagat.
der Wiederherbeiführung geordneter Zuſtände der Schaffung von
Ruhe und Sicherheit und der Feſtigung des Staates nach außen
dienen ſollen“.

Alſo: allgemeine Redensarten, unter denen man alles
und nichts verſtehen kann. Da auch die neue Regierung keine
ſichere Mehrheit hinter fich hat, wird ſie auf das Wohlwollen
vor allem der Recht sſozialiſten angewieſen ſein, deſſen
man ſich vorher wohl verſicheet haben dürfte. Der Vorwärts tut
zwar ſo, als ob das durchaus noch nicht ſicher ſei. Er ſchreibt, daß
ſich die Aohängigen „ihre endgultige Entſcheidung in Sachen der
ſogenannten wohlwollenden Neutralität vorbehalten bis die Fraktion
das letzte Wort geſprochen habe. Die Entſcheidung der Fraktion
aber ſei abhängig von dem Programm. das die bürgerlichen Re-
gierungsparteien ihr präſen tieren würden. Ein Vertrauensvotum
auf Blankokredit müſſe abgelehnt werden.“ Dieſer Vorbehalt
will nicht viel beſagen angeſichts des Umſtandes. daß die Rechts
ſozialiſten ſtark mit der Möglichkeit rechnen, ſich über kurz oder
lang wieder an der Koalitionsregierung beteiligen zu können.
Und dieſer Geſichtspunkt dürfte wohl im weſentlichen auch ihre
Laltung zu dem Mittelblock beſtimmen.

Die Regierung der Mittelparteien, wie ſie jetzt zuſtande kommen

dürfte, darf wohl nach Lage der Dinge als die zurzeit eingig mög-
liche Löſung der heillos verfahrenen Kriſe angeſehen werden.
Naturgemäß kann es ſich dabei nur um keinen Zuſtand von kanger
Dauer handeln. Denn bei der erſten beſten Gelegenheit tann die
Koalition plötzlich wieder auseinanderfallen. Die Stellung d
Unabhängigen Sozialdemokratie zu dieſer Regierung iſt
völlig klar und unzweideutig. Sie iſt gegeben durch den r d
kapitaliſtiſchen Charakter dieſer Regierung. deren genügen

Organ für Halle
Erſcheint jeden Werktag nachmittags.

Anzeigen bis morgens 9 Ahr erbeten, größere tags vorher.

Der Regierungsblock der Miette.
abhängigen Sozialdemokratie bringen, deren wichtigſte Aufgabe im

neuen Reichstage es ſein wird, das Gewicht einer Fünfmillionen
Stimmengzahl und die Stärke von 80 Mandaten für die Weiterfüh-
rung der Revolution und die Verwirklichung des Sozialismus in
die Wagſchale zu werfen.

Der Zuſammentritt des neuen Reichstags
iſt auf den 24. Juni feſtgeſetzt worden. Der Reichstag wird voraus
ſichtlich in einer kurzen Sitzung die notwendigen vorbereitenden
Arbeiten der Geſchäftsordnung erledigen, den Alterspräſidenten
feſtſtellen und die Präſidentenwahl wvornehmen. Am Frei-
tag, vielleicht auch ſchon am Donnerstag, wird ſich der Reichstag
denn wieder vertagen, um am Dienstag in der nächſten Woche
ſeine eigentlichen Arbeiten aufzunehmen. An dieſem Tage wird ſich
dasneue Kabinett vorſtellen und „das Vertrauen des Hauſes
erbitten“.
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Die USP.- Fraktion des Reichstags trat am Montag im Reichs-
tage zu ihrer erſten Beratung zuſammen. Jn den Vorſtand
wurden gewählt: die Genoſſen Henke, Criſpien und Lede-
bour als Vorſitzende, die Genoſſin Zietz und die Genoſſen
Roſenfeld und Dißmann als Beiſitzer und der Genoſſe
Brühl als Kaſſierer.

Die Konferenz von Boulogne.
Boulogne, 21. Juni. (Havas-Reuter.) Lloyd George,

Millerand, Foch, Narſal, Veniſelos, Balfour,
Chamberlain, Curzon und Marſchall Wilſon ſind hier
eingetroffen. Jn der Villa Belle begann der erſte Konferenz.

Die zweite Sitzung der Konferenz von Boulogne wurde am
Montag nachmittag von 4 bis 7 Uhr abgehalten. Die tür-
kiſche Frage wurde in Erwägüng gezogen und beſchloſſen,
das Datum des 26. Juni, das urſprünglich für die Annahme der
e feſtgeſetzt war, aufrechtzuerhalten. Die
Konferenz billigte ferner die militäriſchen Maßnahmen, die von
den Marſchällen Foch und Wilſon getroffen wurden, um der Lage
in der Gegend von Konſtantinopel und der Meerengen entgegen-
zutreten. Hierauf wurde der Beſchluß gefaßt, die griechiſchen,
polniſchen, portugieſiſchen, rumäniſchen, tſchecho-ſlowakiſchen und
jugo-ſlowakiſchen Delegierten nach Spa zu einer Beſprechung der
ſie direkt berührenden Fragen mit den Alliierten zu berufen. Die
Marſchälle Foch und Wilſon billigten den Text der Alliiertennote
an die deutſche Regierung bezüglich der Entwaffnung und des
Kriegsmaterials, ſowie der bisher noch nicht vollſtändig durch-
geführten Herabſetzung der Armee auf die im Verſailler Vertrage
vorgeſehenen Stärke.

Paris, 22. Juni. Das vor läufige Programm der
Konferenz von Boulogne, an der Delegierte der hritiſchen, der
italieniſchen japaniſchen, belgiſchen und franzöſiſchen Regierung
teilnahmen, wurde wie folgt feſtgeſetzt: 1. Finanzfrage: Deutſche
Entſchädigungsſumme. 1. Militäriſche Frage: Entwaffnung
Deutſchlands. 8. Orientfrage. 4. Ruſſiſche Krage. Nach einer
Times- Meldung aus Boulogne ſoll im Verlaufe der Konferenz
auch die Errichtung von Botſchaften in Berlin beſprochen werden.
Es ſei wahrſcheinlich, daß die Geſchäftsträger der Alliierten noch
vor der Konferenz in Spag durch Botſchafter erſetzt würden. Es
ſei beabſichtigt, die Konferenz von Spaa über den 5. jedoch nicht
über den 12. Juli hinaus zu verſchieben.

Proteſtſtreiks gegen den Steuerabzug.
Berlin, 21. Juni. Aus dem Reiche kommen die erſten Mel

dungen über drohende Stenerſtreiks gegen die Ein-
führung des zehnprozentigen Steunerabzuges.

Die Not der Arbeitsloſen.
Man ſchreibt uns: Die Not der Arbeitsloſen iſt grenzenlos.

Sie wird täglich größer. Alle ihre Forderungen wurden bis jetzt
entweder von der Regierung abgelehnt, oder dilatoriſch behandelt.

ſo daß ſich der Arbeitsloſenrat Berlin und die ele
gierten des letzten Erwerbsloſenkongreſſes (Reichsausſchuß)
um Hilfe an die Gewerkſchaftskommiſſion, die Be-
tziebsrätezentrale, die Parteivorſtände der

S PD., SPD., KPD. und KAP D. ſowie an die Afa wand-
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Wege treffen. Es ſolen Maſſenverſammlungen ein
berufen werden. Arbeitsloſe und Betriebsräte ſollen
gemeinſam die zur Behebung der Arbeitsloſigkeit
notwendigen Maßnahmen feſtlegen.

Worauf es arkommt.
Einer der unbeſtrittenſten Grundſähe des marxiftiſchen Sozia

lismus war es vor dem Kriege geweſen, unter keinen Umſtänden
an einer bürgerlichen Regierung teilzunehmen. Millerandiſten
galten als Verräter. Theorie und Praxis lehrten und zeigten in
gleicher Weiſe, daß in grundſätzlicher Oppoſition ſtehende Ar
beiterparteien für die Bourgeoiſie ein gefährlicherer und darum
auch erfolgreiche rer Gegner waren als ſolche, die für denbloßen Schein der Macht die Hiſweraniwortang unter Umſtänden

übernahmen, welche die Durchführung einer proletariſchen oder
gar ſozialiſtiſchen Politik unmöglich machten. Die nach den
Kriege insbeſondere bei den beſiegten Staaten gewaltig an-
wachſende Macht des Proletariats verführte einen Teil der
Führer des Proletariats in Fortführung ihrer verkehrten und
verhängnisvollen Burgfriedenpolitik zu einer Abkehr von dieſer
bewährten Taktik. Die erſchreckten und in ihrer Vorherrſchaft
ernſtlich bedrohten bürgerlichen Klaſſen waren in Verſprechungen
und Zugeſtändniſſen, um das Wichtigſte, das kapitaliſtiſche
Syſtem, aus dem ſich alles andere von ſelbſt ergibt, zu retten, gar
nicht engherzig und die „ſiegreichen Revolutionäre“, die Scheide-
mann, Ebert, Otto Bauer uſw. gingen auf den Leim, vergaßen,
daß auf kapitaliſtiſcher Grundlage ſelbſt bei gutem Willen der
anderen für die Arbeiter nichts durchgeſetzt werden kann, daß
alſo die Teilnahme an' einer bürgerlichen Regierung nur dem
Bürgertum Zeit geben mußte, ſich wieder aufzurichten und u
ſammeln, die Zurückdrängung der politiſchen Macht der Arbeiter
klaſſe erleichterte und ſtatt zu Erfolgen nur zur ſchlimmſten Dis
kreditierung der Partei führen konnte, die dieſen ſchweren Fehler
beging.

Nun endlich, viel zu ſpät, nachdem ihre verräteriſche Torheit die
deutſche Arbeiterklaſſe um Unerſetzliches gebracht, ihr ungeheuer
liche Opfer an Gut und Blut aufgenötigt, ihren Zwieſpalt bis
zum wildeſten Haß vertieft hat, nun endlich ſieht ſich die Scheide-
mannpartei genötigt, zu einer etwas reinlicheren Art des poli-
tiſchen Kampfes zurückzukehren, nachdem ihr die Bour-
geoiſie den Stuhl vor die Tür geſetzt hat. Die
Rechtsſozialiſten ſuchen freilich aus der Not eine Tugend zu
machen, tun, als ob fie freiwillig gingen, ſpreizen ſich wie die
keuſcheſte Jungfrau, und ſetzen dem nicht gerade fehr ſtürmiſchen
Drängen der Rechtsparteien ihr ſtolzes „Nein“ entgegen. Aber
ſie ſind dazu gezwungen, weil die bürgerlichen Wähler über-
deutlich erklärt haben, die Sozialiſten in der Regierung nicht
mehr zu brauchen und zu wollen. Daran ändert ſich nichts, auch
wenn die Gewählten und Drahtzieher der Rechtsparteien ſich für
eine derartige Politik der aufgedeckten Karten noch zu ſchwach
fühlen, und in dieſer oder jener Form in mehr oder weniger
ſchamhafter Verhüllung die Rechtsſozialiſten noch eine kurze
Zeit lang an der Regierungsherrlichkeit teilnehmen laſſen
wollen.

Es iſt eine bittere, aber notwendige und wohlverdiente Lektion,
die den Reformſozialiſten nun erteilt wird, indem ihnen die Er-
fahrung das beſtätigt, was ſie uns nie glauben wollten, um des
willen ſie uns immer als Phantaſten, als Revolutionsromantiker
uſw. verhöhnten. Es iſt ſehr peinlich, in aller Oeffentlichkeit durch
das eigene Schickſal beweiſen zu müſſen, daß die verſpotteten und
befchimpften Gegner Recht hatten. Aber die Art und Weiſe, wie
dieſe Partei zunächſt auf dieſe trüben Koalitionserfahrungen
reggierte, iſt ſo recht bezeichnend dafür, wie ihr die Sorge um
das Schickſal der Arbeiterklaſſe nichts mehr, die Rückſicht auf dis
mit dem verdienten und nützlichen völligen Zuſammenbruch be
drohte Partei alles iſt. Der erſte Gedanke war nicht, nunmehr
zu einer konſequent proletariſchen Politik zurückzukehren, nachdem
ſich die verräteriſche ſo fürchterlich rächte; der erſte Gedanke war,
den weiteren Verfall der Partei daduch aufzuhalten, daß man die
Partei, die ihren Schild reingehalten hat, auch zum Verrat

trerte,

ten. Am Freitag, den 18. Juni, traten nun im Sitzungsſaale der
Betriebsrätezentrale, Verlin, Münzſtraße 24, Vertreter der vier
erſtgenannten Körperſchaften zu einer Sitzung zuſammen. SPW
und Afa waren nicht erſchienen.

Es wurde die immer brennender We rdende Frage der Arbeite
(oſigkeit beſprochen und ilber einen Weg zu ihrer Abſchaffung be
raten. Alle anweſenden Vertreter waren ſich darüber ernig, daß

heit aufweiſt, in der die Rechte ausſchlaggebend überwiegt.

zu verführen ſuchte. Wenn ſich die USP. mit diskredi-
glaubte man auch den Koalitionsſchwindel ungeſtraft

weiter betreiben zu können. Wie anders ſoll man ſich das rätſel-
hafte Verhalten dieſer Partei erklären. Auf der einen Seite
weigert ſie ſich ſelbſt, auch nur an der bisherigen Koalition teil
zunehmen und ihre ehrlichen Anhänger geben ſelbſt zu, daß ſie
ſonſt in kürzeſter Zeit ganz abwirtſchaften würde, auf der andern
Seite ſchmäht ſie uns Unabhängige, weil wir keinen „Mut zur
Verantwortung haben. Die Berufung darauf, daß ſie nur in
eine links gerichtete Regierung eintreten kann, ſind leerer Schwin-
del. Sie als Vertreterin der Demokratie muß doch wiſſen, daß
die Mehrheitsverhältniſſe im Parlament ſich durch keine Regie
rungskombination ändern laſſen, das es eine kapitaliſtiſche Mehr

Sie
önnte ja auch „ihre Bedingungen“ für die Teilnahme an der Re
ierung ſtellen, wenn ſie der Anſicht ſei, daß ſolche Bedingungen
mehr ſind als ein Stück Pavier. Was fich an den Rechtsſozia-

m ſo bitter rächte war ja, daß ſie die Mitverantwortung über-
aie r Streſemann und Qrletar: t l nahen für eine varlamentariſche Politik, die notwendi umalgekennzeichnet iſt, durch die Partei der Stre die Arbeitsloſenfrage eine Frage des gefamten Vroletariats nahmen für eine parlénren ariſche Politik

nicht erſt geſpannt die n eſamtheit des Vrole- bei einer bürgerlichen Mehrheit, kapitaliſtiſch und gegen die Ar-Stinne s. Auf ihre Taten braucht man gar und der Geſellſchaft ſei, und daß die Geſamtheit des Prole- bei ern urger d wollen ſie, daß die Unabhän
p a Feſtiq: italiſt iel F ffu diefes Elend s drängen muß. beiter gerichtet ſein mußte, und nun wo e 4ößere Feſtigung des kapita rigats auf die Abſchaffung dte en M rzu werden auf noch größ tariats an 399 inn rig n Gl e das ni r immſt etrz4 be ſeiner Machtmittel abzielen, als das unter der Hierzu ſollen die Gewerkſchafts kommiſſion gige Gle Wäre das nicht de ſchl nwſte Bekrug

ſchen Syſtems und ſeiner Na Und d b zrätezentrale und die pr letariſchen Va an den Wäblern, die deutlich erklärten, eine derartige Politik nicht
idtriebs t„demokratiſch- ſozialiſtiſchen Regierung ſchon der Fall war.

dieſe Tatſache allein ſchon wird ſie in ſchärfſten Gegenſatz zur Un t tf dem ſchnellſten!e i en gemeinſam die nötigen Vorbereitungen ar 2 7 J7414 t J
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ſogialiſten ſind lange nicht ſo grin Demokraten, ja, ein Kompromi

Abhängigen unmöglicher als ein ſo

er

wie gwiſchen
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Weil die Unabhängigen nicht dumm genug ſind, aus laute
Mitleid für die entthronten Regierungsſozialiſten ebenfalls offen
Verräter zu werden, damit der Verrat der anderen nicht zu deut
lich werde, gehen nun die Sozialiſten in die Oppoſition. Aber
nicht, weil ſie nun ehrliche Sozialiſten geworden
ſind, ſondern nur, um von ihrem Anhang zu retten, was zu
retten iſt. Deshalb wäre es eine Jlluſion, von dieſer Oppoſition
eine Annäherung der ſozialiſtiſchen Parteien zu erwarten. Die
Einigung wird ſich vielmehr auch weiterhin in der Weiſe voll-
ziehen, daß die Maſſen ins Lager der Revolution
abſtrömen. Denn Oppoſition auf dem Boden der Demo-
ratie ohne das klare Ziel der Diktatur vor Augen, iſt eine
lächerliche Komödie der Ratloſigkeit. Wer auf dem Boden
der Demokratie ſteht, rechtfertigt damit die Politik der kapitali-
ftiſchen „Mehrheit“, auch wenn ſie das Volk zugrunde richtet.
Oppoſition auf dem Boden der Demokratie betreiben., heißt. auf
die ganz ungeheure Macht der eigenen Klaſſe draußen verzichten
und ſich auf die hoffnungsloſe Minderheit im Parlament allein
ſtützen.

CSo wird ſich bald zeigen, daß dieſe Partei auch in die Oppoſition
zu keiner zielbewußten Klaſſenkampfpolitik mehr fähig

t Da He erf r nen eDummhbd—nett zuzuitrauen, alch gegen eine Dttnnes-r r r 14

Streſemann-Regierung, ſolange ſie geruht, „varlamentariſch“ zu
regieren, politiſche Streiks für ungehörtg zu erklären, da „das
Vol giert“ und micht „gegen ſich ſelbſt ſtreiken kann. Die Ar-

r a die dieſer Vartei noch immer nachlaufen, werden ſich
n miül elchen Wert dieſe ganze Koalititonsepiſode für
r die nun einen ſo kläglichen Abſchluß findet. Macht

voſitionen für das Proletariat ſollten hehauptet werden, die nur
Beruhigungsmittel waren, um das Proletariat einzukullen, wäh-
rend t oirkliche Machtmittel entriſſen wurden. und auch dieſe
Poſitionen einer bloßen Scheinmacht müſſen nun geräumt wer-
den, nachdem für ſie aus dummer Angſt vor dem „bolſchewiſtiſchen
Chaos“ eine Machtfülle geopfert worden war, die ſich das Prole-
tariat mit hiſtoriſcher Notwendigkeit doch noch wird erobern
müſſen. Nun aber beginnt eine neue Epoche. Das Proleta-
riat hat jetzt gelernt, daß Regierungsſeſſel noch keine
wirkliche Macht ſind, daß das gleiche Stimmrecht noch keine Volks-
herrſchaft, keine wahre Gleichheit und Freiheit bringt. Nun

e 5 2ie Reihe zu lernen, an die anderen. Schon ſchwant etwas
wie Morgenluft und die Ausſicht, allein zu regieren, bereitet ihnen
alles, nur keine Freude. Auch ſie werden jetzt erfahren, daß Re
gierungsmacht, ja ſelbſt Bajonett- und Bureaukrateneinfluß Ent-
wicklungsnotwendigkeiten gegenüber ohnmächtig ſind. Die Wahl
hat gegeigt, wie große Maſſen des Volkes bereits revolutioniert

ſt D m v a 5 2- F. eſind. Die parlamentariſche Volksbetrugsmaſchine iſt immer
ſchwerer im Gang zu halten.
i durch keine Gewehre,

Der wirtſchaftliche Zuſammenbruch
auch durch keine techniſche Nothilfe auf-

z halten. Die Finanznot iſt auf kapitaliſtiſcher
ſ i s unbehebbar. Dieſen Tatſachen gegenüber, welche in letzter

Linie die demokratiſche Koalition ſtürzten, iſt eine nationaliſtiſche
Regierung noch ohnmächtiger. Jn dieſer Situation iſt es Aufgabe
unſerer Partei, ſich durch die Wirrnwiſſe des ſterbenden Parlamen-
tarismus nicht beirren zu laſſen und den Bli* unbeirrbar
auf die Maſſen draußen zu richt ſie aufzuklären und zu führen,
die revolutionäre Organiſation zu ſtärken und ihnen, wenn im
kommenden Zuſammenbruch alles wankt, klar und entſchieden das
rettende Ziel und den einzigen Weg dahin zu weiſen!

V T

Die SPD. Württembergs tritt aus der
Regierung aus.

Die Wahlniederlage der Rechtsſozialiſten war in Württemberg
beſonders ſchwer. Sie haben dort außerordentliche Verluſte er-
litten, ſo daß ihr Einfluß in der Regierung zur Bedeutungslofig-
keit herabgeſunken iſt. Aus Schreck darüber ſind ſie auf einmal
koglitionsmüde geworden. Mit großer Mehrheit, mit 757 gegen
25 S hat der Landesverband jetzt beſchloſſen, aus der Re-
gierung von Württemberg auszuſcheiden. Die Ablehnung einer
Mitwirkung bei der Regierungsbildung durch die Noskeſogialiſten
hat zur Folge, daß es ſich nunmehr um die Bildung einer rein
bürgerlichen Regierung handelt. Mit dem Austritt der Rechts-
ſozialdemokraten aus der Regierung wird auch die Frage der Neu-
beſetzung des Poſtens des Staatspräſidenten akut, da Staat2-
gräſiden: Blos (Soz.) durch den Beſchluß ſeiner Partei zum
Rücktritt gezwungen iſt.

Wir erleben alſo hier dasſelbe Schauſpiel wie im Reiche. Die
Rechtsſozialiſten können ſich nicht genug tun in Schmähungen der
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Politik die Verantwortung zu übernehmen und mit

war, begannen ſie in einem anderen Viertel.

Der neue Wahlſieg der USP.
Das Ergebnis der Berkiner Stadtverordnetenwahlen
haben wir in der Hauptſache geſtern bereits kurz mitgeteilt. Die
Wahlen waren von großer Bedeutung. Berlin iſt mit ſeinen

r Vororten jetzt zu einem gewaltigen Gemeinweſen vereinigt, das
i der Einwohnerzahl nach dem Bundesſtaat Sachſen mindeſtens
»gleichſteht. Es handelte ſich um die erſten Wahlen für die neue

ſtädtiſche Verwaltung, die ein gemeinſames Stadtparlament und

BViertel den Tumulten von den Truppen ein Ende gemacht worden

Ein „Staatsrat“ für Preußen.
Umfall der Rechtsſozialiſten.

Aus dem rrretee rr der PLandesver ſammlung wird uns geſchrieben Nachdem man
im Verfaſſungsausſchuß tagelang die Zeit totgeſchlagen hatte mit
der Erörterung über die Schaffung eines Staaitspräſiden-
ten, einer Erſten Kammer und eines Staatsrates, wurde am

r
a

Demokraten 113 143 (16 Mandate), Du. 178 012

Vezirksparlament vorſieht.
Die Wahlagitation war eine außerordentlich rege.

machen zu können durch die Weigerung der Unabhängigen Sozial
demokratie in eine Koalitionsregierung einzutreten. In den letz

politik gebrauchen ließ.
Alle dieſe Bemühungen haben nichts genützt.

nicht eine Stimme vexloren, im Gegenteil, ſie hat von
anderen Parteien wieder am glänzendſten abgeſchnitten.

großes Jntereſſe wie die allgemeinen politiſchen Wahlen. Für die

viele

ſtellen, daß die Wählerkiſten ziemlich mangelhaft ausgeſtellt

Wählerliſte fehlten.
Das alles muß bei der Beurteilung des Wahlergebniſſes be-

rückſichtigt werden.

Jn der Stadt Berlin erhielten:
Bei der Reichstagswahl:

S. 366 500 456 660SPD. 141 200 187 470Demokr. 55 700 73 300
D. Vpi. 123 480 150 580Deutſchnt. 94 100 122 500

Die geringe Zahl der abgegebenen Stimmen fann als „Rückzug“
nicht angeſtrochen werden. aus den angeführten Gründen, nur
zum Vergleich der Parteiſtärken am 6. und am 20. Juni haben
wir die Reichstagswahlziffern danebengeſetzt. Es ergibt ſich daraus,
daß ſich das Verhältnis der Rechtsſozialiſten und der Demokraten
ſeit den 14 Tagen noch mehr verſchlechtert hat. Trotzdem die
lSP. ſehr unter der Vorſchrift des einjährigen Aufenthalts in
Groß-Verlin am meiſten litt, beträgt unſere geſtrige Stimmen-
zahl nur z weniger als am 6. Juni, die der Rechtsſozialiſten
weniger. Bei der Deutſchen Volkspartei und den Deutſchnationalen
zeigt ſich ungefähr das gleiche Bild, wie bei der USP. Aus den
Wahlgeſprächen hörte man, daß das kleine und mittlere Bürger-
tum von den Demokraten zur Deutſchen Volkspartei ab
wandert, der ſogenannte Kommunalfreiſinn hat in Berlin an-
ſcheinend völlig ausgeſpielt.

Jn einigen Bezirksverordneten- Verſammlungen werden die Un
abhängigen die Mehrheit haben, in der geſamten Stadtver-
ord i tenverwaltung aber gibt es ſicher mit den Rechtsſorie ten
zuſſmmen eine große ſozialiſtiſche Mehrheit.
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Eine ſozialiſtiſche Mehrheit.
Berlin, Juni. (Eigene Drahtmeldung.) Noch den bis-

her vorliegenden Ergebniſſen der am Sonntag ſtattgefundenen
Kommunalwahlen für Groß- Berlin wurden insgeſamt abgegeben:
1 581 452 Stimmen:; davon erhielten NSP. 611 614 (88 Man-
date), SPD. 272 958 (38 Mandate), DV. 282 128 (40 Mandate),
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Die
Rechtsſozialiſt en beſonders boten alles auf, in Berlin wie
der an Boden zu gewinnen, und ſie hofften dabei, gute Geſchäfte

ten acht Tagen ſuchten die rechtsſozialiſtiſche Preſſe und zahlreiche
Flugſchriften, alle Verantwortung für die weitere politiſche Ent
wicklung der RNnabhängigen Partei in die Schuhe zu ſchieben, weil
ſie ſich nicht zum Deckmantel der rechts ſozialiſtiſchen Koalitions-

Die Unabhängige
Partei hat durch ihre vandeung zur Regierungsbildung ſicher

allen

Die Wahlbeteiligung war im allgemeinen erheblich geringer
als bei den Reichstagswahlen Kommunalwahlen wecken ſelten ſo

Unabhängige Partei, d. h. für die reine Arbeiterpartei, brachten
die Wahlen aber auch noch den Nachteil, daß eine einfährige Wohn
ſiganſäſſigkeit Vorausſetzung des Wahlrechtes iſt und infolgedeſſen

Arbeiter, die bei der Reichstagswahl wählen durften, dies-
mal vom Wahlrecht ausgeſchloſſen waren. Es war ferner feſtzu

waren und ſonderbarerweiſe traf es immer Arbeiter, die in der

Sonnabend die Debatte fortgeſetzt. Zur Ueberraſchung aller er
klärte Abg. Hirſch namens der rechts ſozialiſtiſchen Aus
ſchußmitglieder, daß ſie nunmehr für einen Staatsrat neben
dem Landtage ſeien allerdings nur mit einfachem Vetorecht. Tags
zuvor waren ſie gegen den Staatsrat; über Nacht iſt ihnen die

andere Weisheit aufgegangen. Unſer Genoſſe Chriſtange legte
auch den Standpunkt der USP. dar, indem er folgendes ausführte:

Die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei hat keine Urſache ſich
irgendwie für die Schaffung des Poſtens eines Staatspräſidenten
zu intereſſieren. Sie lehnt ihn entſchieden ab aus prinzipiellen und
praktiſchen Gründen. Sonſt würden vielleicht die anderen Staaten
dasſelbe tun, und wir hätten im Reiche wieder ſo viele Staatsſpitzen
wie früher. Dieſe Gehaltsſchlucker bildeten dann nur ein Hinder-
nis für die Entwicklung zum Einheitsſtagat, für den wir eintreten.
Die Rechtsparteien traten zähe für den Staatspräſidenten

ein, auch warum Iſt er einmal da, ſo würden ſie ihn
j ür ihre Zwecke verwenden. Wenn Dr. Freund auch den
Staatspräſidenten für erledigt erklärte, ſo glaubte Dr. Lauſcher
och nur an politiſchen Scheintod. Er hat vielleicht recht, denn

der Berichterſtatter will ihn durch die Hintertür des Staatsrats
wieder einſchmuggeln. Wir lehnen auch entſchieden den Stagatsrat
ab, ebenſo den Finanzrat, die Erſte Kammer oder ähnliche Beiwerkfe.
Das preußiſche Volk hat die Gängelbandpolitik ſatt, es iſt ſouverän
und kann ſeine Geſchicke ſelbſt in die Hand nehmen. Die Rechts
parteien traten für den Staatspräfidenten mit Machtvollkommen-
heit ein. ebenſo für eine Erſte Hammer die notwendig ſei, un
auch Jnitiativrecht haben müſſe. Sie können das alte Herrenhaus
nicht vergeſſen.

Schließlich wurde beſchloſſen: Den Staatspräfidenten abzu
lehnen; die Schaffung einer Zentralſtelle bei Konflikten wird de
ſchloſſen. Eine Erſte Kammer wird abgelehnt. Die Schaffung
eines Staatsrats, hervorgehend aus dem Provinziallandtag, wird
beſchloſſen. Abgelehnt werden die Anträge, den Staatsrat aus dem
7 ſelbſt, aus Berufsſtänden und aus Behörden hervorgehen
zu lafſen.

Die agrariſche Wucherſchande.
Jn der ſehr agrarfreundlichen Kölniſchen Zeitung finden wir ſol

geride Korreſpondenz:

Ausder Weſtpfalz, 11. Juni. Ein ungegahnter Kar-
toffelſegen ergießt ſich ſeit einigen Tagen über Kommunal-
verbände Gemeinden und Einzelverbraucher der Weſtpfalz. Jn den
Zeitungen, durch Fernſprecher und im Straßenverkauf werden
rieſige Mengen frei angeboten, wobei der Zentner
30 Mk. aber auch darunter koſtet. Ganze Wagenladungen dieſer
bisher ſo ſeltenen Knollenfrüchte ſtehen auf den Bahnhöfen, beſon
ders an der Saarland-Grenze, umher, vielfach tropfen die
Spuren der Fäulnis aus den Fugen der Wagen.
Von einzelnen Kommunalverbänden und Bürgermeiſterämterr
wird die Annahme ganzer Waggons verweigert oder der Jnhalt
weiter verhandelt. Der freie Handel verkauft bereits weſentlich
billiger als die Lebensmittelämter. Das Lebensmittelamt Neun-
kirchen bietet öffentlich Speiſe- und Futterkartoffeln zu 5--12 Mk.
pro inergn. wobei iede Menge erhältlich iſt. Die
ingel werden immer umfangreicher, doch läuft auch viel minder-

wertige Ware mit unter. Für die Kartoffelbeſitzer, die ihre Vor-
räte zu Wucher zwecken zurückgehalten haben, find jetzt ſchlechte
Zeiten angebrochen.“

Kraſſer kann die Schamloſigkeit des agrariſchen Lebensmittel-
wuchers wohl kaum noch offenbart werden, als in dieſer Notiz. Jn
ihrer unerſättlichen Gier nach Profit haben die agrariſchen
Schnapphähne ſchon während des Krieges und auch jetzt noch bis in
die letzten Wochen hinein die Prämien für Getreide und Kartoffeln
ins Unerſchwingliche hochgetrieben. So unerhörke Wucherpreiſe
ihnen auch für ihre Erzeugniſſe gezahlt wurden, ſie waren nicht zu
ſättigen. Kartoffeln und Getreide wurden abſichtlich zurückgehalten,
und die Folge davomwar, daß ſich die ſtädtiſche Bevölkerung monate-
lang mit zwei und drei Pfund Kartoffeln die Woche durchhungern247

(25 Mandate),
Zentrum 59 823 (8 Mandate), Wirtſchaftliche Vereinigung 65 511

Mandate). Es iſt alſo eine ſozialiſtiſche Mehrheit
vorhanden. 125 proletariſche Abgeordnete ſtehen 98 bürgerlichen
gegenüber. Jn einigen Bezirksparlamenten haben die NSP.-Ver-
treter die abſolute Mehrheit.

USV., weil ſie nicht in die Regierung geht. und ſie ſelbſt ziehen es
ror, der Regierung zubleiben. Jhr Geſchrei gegen die USV.
iſt alſo nichts als elende Heuchelei. Mit Recht müſſen ſie ſich
daher fagen laſſen, daß ihr Verhalten nicht von „Grundſätzen“,
ſondern von rein parteiegoiſtiſchem Jntereſſe beſtimmt
wird. Jn ihren Anklagen gegen die USP. ſcheinen ſie, wie ihnen
die Frankfurter Zeitung vorhält, gar nicht zu merken, „wie das,
was ſie gegen die Unabhängigen wegen ihrer rein negativen Hal
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43.

tung vorbringt, gen gu ſo gegen ihre eigene Partei ind verfügt, während erſt auf 12 n Stimurez ein Abgeordneter ent
deren Politik, das Bündnis mit den beiden anderen bisherigen faällt. Bis zur Stunde liegen foläende Dahleraebviſſe 4.40
Koalitionsparteien zu lockern oder preiszugeben, gerichtet iſt.“ Weimar: Deutſchnational 2920, Deutſche Volkspartei 5121,

Rußland und Deutſchland.
Berlin, 22. Juni. Ein Moskauer Funkſpruch beſagt: Tſchit-

Landtag ſtatt.

proklamiert, da es

Bauernbund 50, Demokraten 2314, Mehrheitsſozialiſten 3341, Un
abhängige 1880, Kommuniſten 79.

Die Wahlen zum Großthüringer
Landtage.

Am Sonntag fanden in Thüringen die Wahlen zum neuen
ſtat Wahlbeteiligung war bedeutend ſchwächer als

bei den Reichstagswahlen. Das Zentrum hatte Stimmenthaltung
in Thüringen nur über 8000 bis 9000 Stimmen

Di

ſcherin hat ein Telegramm an die deutſche Regie-
rung geſandt, worin er den böswilligen und tendenziöſen Ge-rüchten über angeblich feindſelige Abſichten gegenüber Deutſch

7 abhängige 4232, Kommuniſten 451.

Krieg gegen Polen ſei ein reiner Verteidigungskrieg; Landbünd 43, Demokraten 481, Mehrheitsſozialiſten 1424, Un-
die Politik Sowjet- Rußlands ſei friedlich.

Sozialiſtengeſetz in Holland.
Berlin, 22. Juni. (Eigene Drahtmeldung.) Das Hol-

ländiſche Miniſterium Heemskerk hat einen Geſetzentwurf
eingebracht, der ſo ziemlich alles in den Schatten ſtellt, was man
bisher an Sozialiſtenverfolgung erfahren hat. Die Be-
ſtimmungen des Entwurfs ſind ſo leichtfertig formuliert und die
ſtrafbaren Handlungen ſo mangelhaft begründet, daß im Geſetz
unter Umſtänden jeder Aufruf, jeder Streik, jeder ſozialiſtiſche
Zeitungsartikel beſtraft weden kann. Es wäre möglich, auf Grund
des Geſetzes jeden einzelnen Sozialiſten, der die Umwandlung
ter beſtehenden Geſellſchaftsordnung vertritt, zu verhaften und ihn
unter Anklage zu ſtellen.

0

Sinnfeiner gegen Anioniſten.
Das vorkäufige Ergebnis aus den 14 größeren Städten iſt folLondon, 21. Juni. Jn der Sonnabendnacht und in den gendes: Kereiniate Rechtsparteien 3 16 Demokraten 43

r 3 S 3 7 A J W r 5 Ah b vl d efrühen Morgenſtunden des Sonntags wurde in Londonderry Mehrheitsſogialiſten: 21594, Unabhängige: 42 212, Kommuniſten
(Jrland) zwiſchen Sinnfeinern und Unioniſten in bisher noch
nicht dageweſenem Umfange gekämpft. Mit Revolvern und
Gewehren bewaffnete Banden beſchoſſen einander ſtundenlang. wahl.
Fünf Mann wurden getötet, viele verwundet. Sobald in einem i

Apolda: Denutſchnational 935, Deutſche Volkspartei 196,
Bauernbund 40, Demokraten 990, Mehrheitsſozialiſten 2226. Un-
abhängige 1853

Jena Deutſchnational 2180. Deutſche Volkspartei 6588.
Bauernhund Demokraten 3164. Mehrheitsſozialiſten 7302, Un-

abhängige 1719, Kommuniſten 18.

Landbund 7, Demokraten 422, Mehrheitsfſozialiſten 1393, Un-
abhaängige 1540, Kommuniſten 116.

r S J WZellag-Mehlis Deutſchnational 308, Deutſche Volks-
partei 852, Landbund 148,
335, RUnabhängige 2338, Kommuniſten 336.

D

Mehrheitsſozialiſten 1582, Kommuniſten 934.
Saalfeld: Deutſchnational 95, Deutſche Volkspartei 1575,

Landbund 141, Demokraten 518, Mehrheitsſozialiſten 2424,
abßörgige 1103, Kommuniſten 302.

abhängige 5836, Kommuniſten
Gotha (Stadt und Land) Deutſchnational 3762, Deutſche

Volkspartei 13 752, Landbund 18 083, Demokraten 4409, Mehr-
heitsſozialiſten 248

1183:

Jl menau Deutſchnational 620, Deutſche Volkspartei 1043,

Demokraten 608, Mehrheitsſogzialiſten

NRudolſtadt Demokraten 299, Deutſche Volkspartei 1988,
201, Unabhängige 1184,eutſchnat. Volkspartei 684, Landbund

Sie nach
andbund 64, u er c M 9 91738, Deutſche V lkspartei 3936,

2056. Mehrheitsſozialiſten 1242, Un-Demokraten

Nnabhängige 26 915, Kommuniſten 1580.

1297. Das flache Land ſteht noch aus.
e Wahlbeteiligung war weit ſchwächer als bei der Reichstags-

Die Stimmen der Linksparteien haben ſich jedoch gegen

Bauernbund:
D;

Dt
F.

(9 Mandate und verſchiedene kleinere Parteien insgeſamt 7088

mußte. Jetzt, wo wir nun vor der neuen Kartoffelernte ſtehen, ſind
n auf einmal Kartoffeln in ſolcher Fülle vorhanden, daß ſie

maſſenhaft ver faulen. Durch die planmäßige agrariſche
Hungerblockade iſt an der Volksgeſundheit unermeß-
licher Schaden angerichtet worden. Gewiſſenlos haben dieſe Vam-
phire das Volk ausgeplündert und ausgeſaugt und dem Hunger-
clend überliefert, und ſich dabei ſtets auch noch als die einzig wahren
„Patrioten“ aufgeſpielt! Was wird nun mit dieſen Blut-
ſaugern geſchehen? Sie hätten eine exemplariſche Beſtrafung ver
dient. Aber die Regierung wird wohl kaum etwas gegen ſie
unternehmen. Sie hat ja bisher immer nach der Pfeife der Agrarier
getanzt, und ſie wird ihnen auch im kommenden Erntejahr wieder
die geforderten Wucherprämien anſtandslos bewilligen.

Ausbeuntung, Wucher und Volksausplünderung ſind untrennbar
mit dem ganzen kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem, mit dem Privat
eigentum an Grund und Boden und an den Produktionsmitteln
verbunden. Daher muß das Proletarigt mit aller Kraft die Be
ſeitigung dieſes Syſtems anſtreben und an ſeiner Stelle die ſozia
liſtiſche Bedarfswirtſchaft, den Sozialismus er
richten! Nur ſo kann auch die agrariſche Wucherſchande an der
Wurzel getroffen und mit ihr für immer ausgerottet werden!

Selbſthilfe gegen den Obſt- und Gemüſewucher.
Jn Osnabrüs ſetzte infolge der hohen Preiſe für Cubſt und

Gemüſe auf dem Wochenmarkt zunächſt ein Käuferſtreik ein.
Schließlich ſetzte das Publikum ſelbſt die Preiſe feſt. Die Ver
käufer fügten fich dem Zwange. h hieran zogen ver
ſchiedene Trupps durch die Stadt und ſchrieben den Gemüſe und
Lebensmittelgeſchäften die Preiſe vor. So wurde Obſt und Ge-
müſe ſtatt zu 4 Mk. bis zu 50 Pf. das Pfund verkauft. Fleiſchwaren, Butter uſw. ſtatt zu 26 Mk. zu 12 und 10 Mk. Sn der
Möſerſtraße kam es zwiſchen einem Zuge der Ortswehr, der in-
zwiſchen alarmiert war, und der Menge zu einem Zuſammenſtoyt,
doch floß kein Blut.

Notizen.
Staatsminiſter D. Dr. Friedberg geſtorben. Berlin,

21. Juni. Der Abgeordnete Stagtsminiſter a. D. Dr. Robert
Friedberg iſt geſtern abend plötzlich an Herzſchlag ge-
ſtorben. Dr. Friedberg ſollte am Dienstag dem 24 Stunden
vorher verſchiedenen Prinzen Schöngich-Carolath im Auf-
tage der Demokratiſchen Partei die Trauerrede halten.

Friedberg ſtand viele Jahre im Vordergrunde namentlich in der
Politik Preußens. Er war im Jahre 1851 in Berlin geboren, hatte
hier, in Leipzig und Heidelberg Rechts- und Staatswiſſenſchaft
ſtudiert und auf wiſſenſchaftlichem Gebiete, beſonders auf finanz-
wiſſenſchaftlichem ſich betätigt. Von 1894 bis 1904 wirkte er als
Profeſſor der Volkswirtſchaft an der Univerſität Halle. Schon im
Jahre 1886 war er als Nationalliberaler in das preußiſche
Dreiklaſſenhaus gewählt worden, dem er bis zum November 1918
angehörte. Neben Schiffer war er der Führer der nationallibe-
ralen Landstagsfraktion, ſeine redneriſche Fähigkeit, die dialek-

iber denen der bürgerlichen Parteien auf der gleichen Höhe wie bei tiſche Schärfe ſeiner Polemik machten ihn zu einem der hervor

den Reichstagswahlen ten. Se 15 metz mmen un be die e n chen rteier
die e rheit der Mandate auch im Thüringer tage
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Sprecher ſeiner Partei. Sr war einer der gemäßigtenionalliberalen, der ſich durch die Kehren des Krie ſlleſtſg
auch von der Notwendigkeit der Einfil. ung des glei er Wahl
rechts für u überzeugen ließ. Jn der Regierung Hextling
mirde er preußiſcher Staatsminiſter, und da ſich der Bayer
Hertling vorwiegend den Reichsgeſchäften widmete, fiel ihm in der
reußiſchen Staatsregierung, vornehmlich im Kampf um die
ahlteform, die Führung zu. Nach der Revolution ſchloß er ſich

der Demokratiſchen Partei an, als deren Vertreter er bis zuletzt
in der Preußiſchen Landesverſammlung wirkte. Er hat ein Alter
von 69 Jahren erreicht.

Ein Anſchlag auf Wilhelm von Amerongen? Amſterdam,
21. Juni. Nach einer Meldung der Chicago Tribune aus dem
Haag verſuchte ein als Arbeiter verkleideter Mann, der ſich Ein
gang in das Schloß des früheren deutſchen Kaiſers zu verſchaffen-
gewußt hatte, ein Attentat. Er erwartete den Exkaiſer in der
Vorhalle und verſuchte ihn niederzuſchlagen, verletzte ihn aber nur
am Kiefer. Der Täter wurde verhaftet, verweigert aber jede Aus-
kunft über ſich und ſeine Abſichten.

Komplott gegen den Schah von Perſien. Teheran, 21. Juni.
avas. Jn der Nacht vom 15. zum 16. Juni hat man ein gegen den
chah und mehrere Miniſter gerichtetes Komplott entdeckt. Es

ſind militäriſche Vorſichtsmaßnahmen getroffen.

Der Arbeitermord von Thal.
Die Verhandlungen gegen die Mörderſtudenten vor dem Kriegs

gericht in Marburg, haben bekanntlich mit einem Freiſpruch
der angeklagten StudentenZeitfreiwilligen geendet. Was zu dieſem
„Urteil“, das mit das Unerhörteſte darſtellt. was ſich deutſche Mili
tärgerichte bisher an Herausforderung des Volkes geleiſtet haben,
u ſagen war, das haben wir geſtern geſagt. Wir bringen heute aus
en letzten Verhandlungstagen noch einige Zeugenausſagen, durch

die der Freiſpruch erſt noch in die richtige Beleuchtung gerückt wird.
Der Zeuge Schellenberg weiſt darauf hin, daß z. B. an einer

Stelle die Toten in einem Halbkreis mit den Füßen dicht nebenein
aänder, die Köpfe in einem Abſtand von ekwa zwei Metern, teils auf
dem Rücken, teils auf der Seite, gelegen hätten, alſo nicht auf der
Flucht erſchoſſen worden ſein könnten. Sodann gibt der Sachver-
ſtändige, Bezirksarzt Dr. Jaenicke, ein Gutachten ab. Jn
einem längeren Schriftſtück erläutert er eingehend jede einzelne
Wunde der Erſchoſſenen. Die mutmaßliche Schußrichtung ſei aber
manchmal nur ſehr ſchwer feſtzuſtellen, da die Leichen bei der Sek-
tion bereits ſechs Tage gelegen hätten. Die Richtung, aus der
die Kopfſchüſſe gekommen ſind iſt nicht mit Genauigkeit feſtzuſtellen,
da die Schädel vielfach ganz zertrümmert geweſen ſind. Die meiſten
Schüſſe ſeien von hinten, einige von der Seite und zwei von vorn ab
gegeben worden. Jn einem Fall muß der Mann getroffen worden
ſein, als er bereits am Boden lag.

Profeſſor Ermelin S. Führer der Volkskompagnie, berichtet
über die Stimmung der Bevölkerung, die durch die Erſchießung her
vorgerufen wurde. Als Profeſſor und Theologe habe er die Brigade
um die Erlaubnis gebeten, die Angehörigen der Toten beſuchen zu
dürfen. Dies ſei ihm nicht geſtattet worden.

Zeuge Leutnant Lemmer, Angehöriger der Volkskompagnie,
berichtet, daß die Zuſtände in Thüringen bei weitem nicht ſo

ch l i mm geweſen ſeien, als man auf Grund der militäri-4 en Berichte hätte annehmen müſſen. Die Ruhlaer Bevölke-

rung wäre ſehr zufrieden geweſen. Weiter gibt er die Ausſagen der
Angehörigen der Erſchoſſenen, denen er eine Vertretung ihrer Jnter
eſſen verſprochen hätte, wieder. Ein weiterer Zeuge beſtätigt die
Ausſagen Lemmers. Der Zeuge M'etz gibt an, daß einige
Studenten geſagt hätten, die Gefangenen würden ja
wohl nicht weit kommen. Weiter iſt ihm geſagt worden,
daß bei einer Führerbeſprechung der Bataillonsführer v. Selch o w
geſagt habe, daß man bei der Erſchießung von Gefangenen ſtets
auch den Schein des Rechts wahren müſſe. Man brauche auch nicht
ſo plump wie im Falle Liebknecht vorzugehen. Sergeant
Wagner war bei der Küche, die ſich während des Marſches zwi-
ſchen dem Bataillon und dem Geangenentransport befand, den
man zeitweilig durch den Nebel habe beobachten können. Er habe
geſehen, daß die Gefangenen geſchlagen und mit Füßen getreten
worden ſeien. Der Zeuge, Student Hönemann, der ebenfalls
bei der Küche war und einmal nach hinten gegangen ſei, habe bei
ſeiner Rückkehr geſagt, daß die Gefangenen erſt zur Flucht ver-
anlaßt und dann erſchoſſen wurden. Zeuge Hönemann be
r eitet, daß er das geſagt habe, da er gar nicht bis zu den Ge-
angenen nach hinten gekommen ſei. Zeuge Jäger Baſchfeld,

der auch bei der Küche war, macht einige ſich widerſprechende Aus
ſagen, weiß aber beſtimmt, daß Hönemann, als er von hinten zurük-
kam, geſagt habe, die Gefangenen wurden erſt von der Straße
heruntergetrieben und dann erſchoſſen.

Leutnant Hagen, Führer der 6. Kompagnie, hatte ebenfalls
eine Anzahl Gefangener zu bewachen. Auf dem Marſch habe er von
hinten wiederholt Schüſſe fallen hören, dann ſei der Angeklagte
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Koebel zu ihm gekommen und habe ihm geſagt, daß er Befehl
habe, ſeine Gefangenen zu übernehmen. Bei der Uebernahme der
Gefangenen durch Goebel und ein iner Lige ſeiner Leute habe Goebel die
Gefangenen ſehr ſcharf angefaßt und auch getreten. Dann ſeien die
Gefangenen anſtatt vorwärts rückwärts geführt worden.
Der folgende Zeuge hat obigem Transport als Gefangener an
gehört. Der Angeklagte Goebel ſei von hinten zu ihnen gekommen
und habe mit dem Transportführer um die Uebergabe der Ge-
fangenen verhandelt. Goebel ſei nach hinten gegangen, dann aber
mit einer Anzahl Leute wiedergekommen, die ſie gleich mit den

ßorten: „Da ſind ja noch mehr ſolche Lumpen“ und ähnlich begrüßt
hätten. Nachdem die Uebergabe vollzogen war. habe man ſie nach
rückwärts, anſtatt nach vorn geführt, und ſie dann furchtbar
mißhandelt. Sie ſeien als Lumpen und Schweine beſchimpft wor-
den. Der Angeklagte Goebel habe ihm ins Geſicht geſpuct, dann
habe er ihm die Kokarde von ſeiner Militärmütze geriſſen, ihm mit
der Fauſt ins Geſicht geſchlagen und mit den Füßen in die Seite
und an die Hände getreten, wo die Narben der durch die Nägel-
ſchuhe des Angeklagten herbeigeführten Wunden noch jetzt ſichtbar
ind. Dabei fiel dem Zeugen ein Stückchen Br r Erde, daß der
Angeklagte Goebel mit den Füßen zertrat und in den Chauſſee-
graben ſtieß. Goebel babe ihm mit dem Kolben über den Kopf ge
ſchlagen und es ſei ihm geſagt worden „Jn fünf Minuten liegt Jhr
auch da unten und ſauſt Waſſer.“ Auch die anderen Gefangenen
ſeien andauernd beſchimpft und mißhandelt worden. Wiederholt
mußten ſie längere Zeit rechtsum, lin Kniebeuge uſw. machen
Sein linker Begleitmann habe ihn n als getreten und mit
dem Bajonett geſtochen und ver echt, ihn von der Straße
abzudrängen. Einen zufällig vorbeireitenden Offizier habe er um
Schutz angerufen, worauf dieſer mit Goebel eine Auseinander-
ſetzung gehabt habe. Vermutlich auf Veranlaſſung dieſes Offiziers
ſei dann hinter Teutleben ein anderes Bewachungskommando
von vorn gekommen, das nach längerem Widerſtreben von ſeiten
Goebels die Bewachung übernommen habe und dann ſei die Be-
handlung gut geweſen. Später ſei er in Gotha entlaſſen worden.

Zeuge Arnold der ebenfalls dieſem Gefangenentransport an-
gehört batte, gibt auch an, daß ſie nach Uebernahme durch das
Goebelſche Kommando als Spartakiſten, Schweine uſw. beſchimpft
worden ſeien. Sie hätten exerzieren müſſen und ſeien ge-
ſch la gen un d getreten worden, bis dann durch die Ueber-
nahme durch ein anderes Kommando die Behandlung beſſer wurde

Eine Frau mit ſchneeweißen Haaren Frau Wolff, ſagt aus,
daß auch ſie von den Studenten als Spartakiſtin ver-
haftet worden ſei. Am andern Morgen mußte ſie ebenfalls nach
Gotha marſchieren, wurde aber, als ſie nicht mehr laufen konnte,
auf einen Bagagewagen geſetzt, wo ſie ein Soldat (durch andere
Ausſagen als Goebel feſtgeſtellt) beſſchimpft habe und mit dem
Kolben habe ſchlagen wollen.
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Zu dem jeden Rechtsempfinden ins Geſicht ſchlagenden unerhör-
ten Freiſpruche der Mörder wird noch manches zu ſagen ſein. Es
iſt ganz undenkbar, daß es bei dieſem „Urteil“ bleiben kann. Es
iſt notwendig, daß man die Parteien des jetzt zuſammentretenden
Reichstags und die ſich neubildende Regierung ſofort zwingt,
zu dieſem ſchmachvollen Zuſtande Stellung zu nehmen. Es muß
gefordert werden, daß die neue Regierung als eine der erſten
Vorlagen die Aufhebung der Militärgerichtsbar-
keit einbringt. Ebenſo iſt unverzüglich ein beſonderes Geſetz zu
ſordern, in dem die Ueberweiſung und Wiederaufnahme aller
Prozeſſe wegen der Morde, Mißhandlungen und Plünderungen, die
während des Bürgerkrieges von den Weißen Garden vorgenommen
worden ſind, auf Antrag der Verletzten oder ihrer Angehörigen
oder Hinterbliebenen vor einem ordentlichen Gericht zur Aburtei-
lung gelangt. Daß eine ſolche geſetzliche Maßnahme durchaus
möglich iſt, hat das Geſetz über die Aburteilung der Kriegsver-
brechen vom 18. Dezember 1919 bewieſen. Die Forderung muß mit
allem Nachdruck geſtellt werden, da kein Verſuch zur Sühne unter-
bleiben darf, zugleich aber damit das Proletariat aus der Ab-
ſtimmung der Parteien deutlich erkennen kann, wie die gewählten
Volksvertreter, insbeſondere die Rechtsſozialiſten, für das ge-
ſchädigte Recht der Arbeiterſchaft eintreten. Es wird für die Be-
urteilung der neuen Regierung kennzeichnend ſein, ob die Regie-
rung, die Verantwortung für dieſen Bankrott der deutſchen Rechts-
pflege, der in der Freiſprechung der Marburger Mörder liegt,
auf fich zu nehmen gedenkt.

Das revolutionäre Proletariat muß ſich freilich darüber im
klaren ſein, daß ihm ſein Recht nur nach Uebernahme der
politiſchen Macht von proletariſchen Gerichten zu-
geſprochen werden wird.

Karl Bowf: für Halle undVerantwortlich für Politik und Parteinachrtchlen:
Sagalkreis: Hans Vohla; für Aus der Provinz und VerſammlungsberichteJohann Janßen: für Anzeigen: Hermann Schade: Verlag Volksblatt G. m. b. HDruck: Halleſche Gensſſenfvafrobuchdrucerei e. G. m. b. H. ſämtlich in Halle.

rrez2à er
16 Es ſauſt das Rad

Eine Erzählung aus dem amerikaniſchen Arbeiterinnenleben.

Von Dorothy Richardſon.
Einzig berechtigte Ueberſetzung von Werner Peter Larſen.

Bruder Maſon erzählte, er ſei Mitglied von Tammany Hall,
und er ſei auch in dem Geſchäft, für das er reiſe, ſo etwas wie ein
Vertrauensmann. Das änderte natürlich nichts an meiner Ueber
zeugung, daß er die Waren, die er en dieſem Abend mitgebracht
hatte, kurzerhand ſeinem Geſchäft geſtohlen hatte. Immerhin war
es recht intereſſant, ihm zuzuhören, denn er war weit in der Welt
herumgekommen und hatte viel geſehen. Sr ſelbſt ſagte, daß er
nie eine Schule beſucht und nie etwas gelernt habe, ſo daß er nicht
einmal ſeinen Namen ſchreiben könne, aber es war dennoch ge
wiſſermaßen etwas Srfriſchendes an ſeiner Unwiſſenheit, weil
hinter ihr ein geſurder Jnſtinkt hervorſchaute, der Henrietten
vollſtändig mangelte.

Ich war halb froh und halb traurig, als er nach einigen Stunden
Henriette beiſeite ſchob und ſagte. er müſſe nun fort, froh, weil
es mir peinlich war, ihren Zärtlichkeiten beiwohnen zu miſſen
und traurig, weil es mir davor grauſte, mit Henriette allein in
dem dunklen, abſcheulichen Haus zurückbleiben zu müſſen.

Mitternacht war bereits vorüber, aber Henriette ſagte, ſie werde
Mafon bis zu der Schenke an der Ecke begleiten, denn ſie wolle
eine kleine Flaſche Branntwein kaufen.

So ging ſie denn, und ich blieb allein in dem ungemütlichen,
balbdunklen Zimmer zurück.

Als ich hörte, daß ſie die Treppe hinunter waren, nahm ich die
Lampe von der Tonne und begann mich etwas genauer in der

ohnung umzuſehen, ſchaute in den Alkoven, wo das ſchmutzige,
nnappetitliche Bett ſtand und ſah ſogar hinter die Kleider, die an
der Wand hingen: ich weiß ſelbſt nicht, wie es kam. aber ich
fürchtete mich in dieſem Hauſe Ich ſtieß das Fenſter auf. beugte
mich hinaus und verſuchte unwillkürlich abzuſchätzen, wie viel

deter es bis zur Straße hinunter ſeien. Denn wenn irgend etwas
paſſieren ſollte

Jch mußte mich über meine eigenen Gedanten wundern. Was
ſolte denn paſſieren? Und vor was fürchtete ich mich denn

eigentlich? e noch nichtJch wußte es damals nicht und weiß es auch heute noch nicht
recht vielleicht war es der weibliche Jnſtinkt, der mich warnte;
jedenfalls beſchloß ich, wach zu bleiben und mich nur halb entkleidet
niederzuJch r Fenſter wieder, ging weiter und warf einen Blick
n die eiſenbeſchlagene Kiſte, deren Deckel offen ſtand. Sie war
faſt bis an den Rand mit Büchern angefüllt; obenauf lagen ein
vaar Geſangbücher, der Reft beſtand aus billigen Hintertreppen
romanen, wie ſchon die Titelbilder beſagten. Jch nahm einige der

ücher in die Hand. Faith Manners ſtand auf dem einen, Hope
Manners auf dem anderen, Patience Manners auf dem dritten

der Schein der Lampe ſpiegelte ſich in den Flaſchen an der
Vand und lenkte dadurch meinen Blick auf ſie. Ich ſtellte die
Lampe auf die Tonne zurück und betrachtete mir die Flaſchen etwas

auf denen Namen wie Jockey-Klub, Parma Violet, Heliotrop uſw.
ſtanden. Es waren ihrer mehrere Dutzend und als ich von einigen
vorſichtig die Stöpſel entfernte, durchſtrömte ein köſtlicher Duft
das armſelige Zimmer.

Neben dieſen Flaſchen ſtand ein ganzes Warenlager anderer,
aber das waren ſchon nicht mehr Parfümflaſchen, ſondern die Auf-
ſchriften ſagten nur zu deutlich, daß ſie Whisky und ſonſtigen
Fuſel enthalten hatten, deſſen ſcharfer, widerlicher Geruch noch
jetzt in ihnen war.

Es ekelte mich vor dieſer ganzen Umgebung.
vor dieſem Haus.

Jch faßte raſch einen Entſchluß.
Wenn Henriette zurückkam, ſollte ſie mich nicht mehr vorfinden,
das würde die beſte Löſung ſein. Und ſo nahm ich eilig meinen

Hut und Mantel und ſchlich leiſe über die ſtockfinſtere Treppe auf
die menſchenleere Straße hinaus.
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Jch hatte nicht daran gedacht, daß ich auf Henxiette ſtoßen könne,
wenn ſie mit ihrem Branntwein heimging; ich hatte nur den einen
Gedanken, aus dieſem Hauſe ſo ſchleunig wie möglich fort-
zukommen.

Da plötzlich, während ach davon eilte, ſo raſch mich meine Beine
zu tragen vermochten, hörte ich unweit Henriettes lautes Lachen

Es grauſte mir

und ſah ſie unter einer Gaslaterne an der Ecke mit einem Bur
ſchen an jedem Arm, alle drei in denkbar vergnügteſter Stimmung.
Sie ſchritten laut plaudernd und lachend auf mich zu und ich
drückte mich in einen dunklen Torweg, um abzuwarten, bis ſie vor
über ſeien. Während ich dort im Dunkel ſtand, überlegte ich nir,
was ich eigentlich jetzt zu ſpäter Nachtſtunde in der mir faſt frem-
den Stadt anfangen ſolle. Endlich beſchloß ich, mich zu Jefferſon
Market durchzufragen und dann dort, ſobald es hell geworden ſein
würde, zum „Arbeiterinnenheim“ zu gehen, deſſen Adreſſe die Frau
auf der Polizeiwache mir aufgeſchrieben hatte.

Sobald ich dieſen Plan gefaßt hatte, wollte ich mich auf den Weg
machen, aber im ſelben Augenblick ertönten unmittelbar vor mir
zwei Frauenſtimmen, und ehe ich noch an ihnen vorbei konnte,
hatten ſie ſich bereits vor dem Torweg auf die Stufen niedergelegt
und verſperrten mir auf dieſe Weiſe den Weg. Sie unterhielten
ſich noch ein kleines Weilchen und ſchliefen dann ein.

Mehrere Male ſchlich ich mich bis dicht an ſie heran und ver-
ſuchte, irgendwie über ſie hinweg zu kommen. zug mich aber jedes-
mal wieder ins Dunkel zurück, denn wecken wollte ich ſie nicht und
vorbei konnte ich nicht. Bis ich hinter mir die Stimme eines Be
trunkenen hörte, der aus irgendeinem der Häuſer im Hofe zu
kommen ſchien und anſcheinend zur Straße hinaus wollte.
Herz ſchlug mir bis zum Halſe, denn ich fürchtete mich nicht minder
vor dem hinter mir, wie vor denen vor mir. aber ich biß die Zähne
zuſammen, trat aus dem Torweg heraus und fand richtig auf den
Siufen zwei alte Frauen, die einander mit den Armen um
ſchlungen hielten, um ſich auf die Weiſe beſſer gegen die Nachtkühle
zu ſchützen. Sie waren beide barhäuptig und trugen das Haar im
Nacken zu einem Knoten zuſammengeflochten, und beide waren
ſo dünn gekleidet, daß ich überhaupt nicht zu begreifen vbermochte,

näher; ein Teil davon war mit geſchmackvollen Etiketten beklebt,

Brotpreis und Revolution.
Die direkte Urſache des italieniſchen Miniſter

wechſels iſt bekanntlich der Verſuch zur Erhöhung des Brot-
preiſes geweſen. Vor dem Krieg koſtete das Brot in Italien das
Kilo 30 bis 40 Pf. (Friedenswährung). Jetzt ſollte der Preis auf
1,855 Mk. das Kilo erhöht werden. Während des Krieges hatte
man den Brotpreis nur wenig und allmählich erhöht. Man ſetzte
einen politiſchen Preis“ feſt, weil man das Volk nicht erregen
wollte. Jetzt glaubte man das ruhig wagen zu können, aber die
Rechnung war falſch. Die Erhöhung des Brotvreiſes führte zu
heträchtlichen Unruhen und die Folge war, daß das Miniſteriun
Nitti abdanken mußte. Die Humanité bringt aus einem italieni
ſchen Blatt Umanita nova die kurze Schilderung einer kleinen
Szene, die bezeichnend für die Leidenſchaftlichkeit des italieniſchen
Volkes iſt und die gleichzeitig beweiſt, daß die Soldaten, mehr
als es in Deutſchland der Fall iſt, ſich eins wiſſen mit dem
Volk. Es heißt da:

„Während die Menge heult und pfeift, ſehen wir in die Galerie
Viktor Emanuel eine lange Reihe von Soldaten in vier Gliedern
eintreten. Die Menge umringt ſie und ſpendet ihnen frene
tiſchen Beifall. Auf die Bajonette ſpießt man Exemplare des
Avanti und der Umanita nova; an der Müye eines Soldaten
wird eine kleine rote Fahne befeſtigt; die Arbeiter umarmen ſie.
Die Soldaten lächeln uns zu, ſprechen zu uns, voller Bewegung
Wir ſind mit ench, wir ſind eure Brüder. Wir werden niemals
ſchießen. Wir leiden und hoffen mit euch.“ Die ohnmächtigen
Offiziere wohnen dieſer Szene untätig bei. Einer von ihnen
verſucht, die „Ordnung“ wieder herzuſtellen und die revolutionäre
Begeiſterung zu beruhigen. „Mein Gott,“ ruft er, „was geht
vor? Was tun?“ Man ſtimmt Die rote Fahne an, die Soldaten
begleiten die Hymne, die einen mit lauter, die anderen mit ge-
dämpfter Stimme. Die revolntionäre Begeiſterung erreicht
ihren Höhepunkt. Die Soldaten lächeln uns noch immer zu;
ſpäter läßt man ſie zwiſchen zwei Reihen Gendarmen mar-
ſchieren.“

Während des Friedens haben bürgerliche Gelehrte hier in
Deutſchland die Zuſammenhänge zwiſchen revolutionären Er
hehungen und hohen Brotvpreiſen feſtgeſtellt. Heute ſind ſo
Berechnungen in Deutſchland einigermaßen ſchwierig geword
Man hat den Gradmeſſer für das, was teuer und was wenig
teuer iſt, faſt vollſtändig verloren. Man fühlt nur, daß die Maſſ
Not leiden. Aber wer kann ſagen, was uns die Zukunft bring
wird, welche Wirkungen etwa die Wiedereinführung des frei

andels für Brotgetreide bringen würde, die ja ſicher nach kur
eit bei der allgemeinen Getreideknappheit ein Anziehen der Preiſe

für Mehl und Brot nach ſich ziehen müßte

Metallarbeiterverband und Betriebsräte. n
4

Der erweiterte Beirat des Deutſchen Metallarbeiterverbandes

hat kürzlich Richtlinien über die Aufgaben und Zu-
ſammenfaſſung der Betriebsräte beſchloſſen, in dene
er den Standpunkt einnimmt, daß die Betriebseäte als Organ
der organiſierten Gewerkſchaftsmitglieder zu betrachten ſeien; das
Betätigungsfeld der Betriebsräte falle mit den Aufgaben der Ge
werkſchaften zuſammen und deshalb könnten die Betriebsräte auch
nur aus der Reihe der Gewerkſchaftsmitglieder hervorgehen und
ſie könnten ihre Aufgaben nur im engſten Zuſammenarbeiten mit
den Gewerkſchaften verrichten.

Vorausſetzung ſei natürlich, daß die Gewerkſchaft auf dem Boden
des revolutionären Klaſſenkampfes ſtehe, was für den Metall
arbeiterverband ſeit der letzten Generalverſammlung zutreffe.

Die Richtlinien geben dann Anweiſung, wie die Betriebsräte
in den örtlichen Mitgliedſchaften des Verbandes zuſammengefaßt
und nach Jnduſtriegruppen gegliedert werden ſollen. Die Be
triebsräte ſollen dann in Anlehnung an die Verwaltungsgliede
rung des Verbandes zentral zuſammengeſchloſſen und ihnen in
jeder Verwaltungsſtelle eine gewiſſe Sondervertretung eingeräumt
werden. Am Sitz des Vorſtandes ſollen ſchließlich Einrichtungen
getroffen werden, um die zentralen Arbeiten und Aufgaben dert
Betriebsräte unter der Leitung des Vorſtandes zu erledigen. Aus
drücklich wird hervorgehoben, daß die Erhebung beſonderer Bei-
träge durch die Betriebsräte obligatoriſch oder freiwillig ab-
zulehnen ſei, die Aufbringung der Mittel geſchehe durch die Ge-
werkſchaftsorganiſation. Eine Zuſammenfaſſung der Betriebsräte
in einer beſonderen Organiſation (Betriebsräte-Zentrale) lehne
der Beirat ab.

wie ſie in der noch recht friſchen Frühlingsnacht auf den kalten
Flieſen hatten einſchlafen können.

ch berührte die eine der Frauen vorſichtig an der Schulter. Sie
fuhr mit einem Satze empor, ſah mich erſchreckt an und murmelte
irgendwelche unzu ſammenhängende Worte. Jch bat ſie, mich auf
die Straße hinaus zu laſſen.

„Ah, ja ſo, du willſt hinaus, Kleine,“ ſagte ſie mit vor Kälte
zitternder Stimme. „Das ſollfſt du gleich haben

Dann erhob ſie ſich langſam und ſchwerfällig, während ſie dar
über klagte, daß ihre Gicht immer ſchlimmer und ſchlimmer werde

„O, meine Beſte, ich habe ja gedacht, daß es ſchon wieder mal
die Polizei ſeil!“ ſagte ſie kläglich, indem ſie mich mit ihren ab-gemagerfen Fingern am Handgelenk faßte. „So eine feine Hand,

wie du haſt, Kind und du ſprichſt auch ſo ganz anders wie
unſereiner O, mein Gott, mein Gott
Sie hielt mein Handgelenk feſt wie in einem Schraubſtock und
eine ganze Wolke von Branntwein ſchlug mir entgegen, als ſie mir
ins Geſicht zu ſehen verſuchte.

„Ach, bitte, laſſen Sie mich jetzt vorbei,“ hat ich, denn ich hörte
bereits die Schritte des Betrunkenen dicht hinter mir. „Jch ſoll
einen Arzt und Mebizin für eine Kranke holen

„Ach ſo Weißt du denn überhanupt, wo die Apotheke iſt?
Jetzt hier allein herumzulaufen, wo die Straße von Halunken und
beſoffenen Schweinen wimmelt.

Was ſollte ich tun?
Ich hatte begreiflicherweiſe wenig Luſt, mit der halb betrunkenen

Alten umherzuziehen, aber ich brachte es andererſeits nicht fertig,
den Menſchen in ihr zu verletzen, der, ſelbſt im tiefſten Elend auf
den Straßenflieſen liegend, ſich freiwillig erbot, einer unbekannten
Kranken zu helfen.
Da ich nicht antwortete, ſo meinte die Alte anſcheinend, daß ich
mit ihrem Vorſchlag einverſtanden ſei; fie ſchob den Arm in den
meinen und führte mich langſam die dunkle Straße hinab.

An der nächſten Ecke ſtand eine Gaslaterne, und in deren Licht
ſahen wir einander zum erſten Male. Sie hatte eine auffallend
dunkle Haut und ſchwarze, tiefliegende Augen; ihr ſpärliches
war voller Heuſtaub, ſie mußte demnach auf irgendwelchen Heu-

böden genächtigt haben. Sie machte den Eindruck einer Frau von
etwa ſechzig Jahren und war kräftig und ſehnig gebaut, wenn ihr
Rücken auch bereits ganz gekrümmt war. Sie ihrerfeits hatte mich
anſcheinend auch eingehender gemuſtert, denn ſie begann mir aller

lei qute Ratſchläge zu erteilen und warnte mich vor allem, in
Neuhork vertrauensvoll oder leichtgläubig zu ſein.
„Jch ſehe wohl, daß Sie eine junge Dame ſind.“ ſagte ſie, „und
nicht eine von denen. Jch will nicht Bridget Reynolds heißen,
wenn ich mich irrel! Oder ſollte ich als eine alte, verheiratete
Frau, die ſelbſt viele Kinder hat leider ſind ſie alle geſtorben,

Gott ſei ihnen gnädig! ſollte ich als alte Frau mich nicht auf
dergleichen verſtehen? Jch liege auch nicht immer auf der Straße

nein aber ich bin mit meinem Wirt aufeinander geraten.
Jch habe keine Arbeit gehabt, ein paar Wochen lang, und da

ſchmeiſt der Schuft mich einfach auf die Straße hinaus. O,
das iſt das erſtemal nicht und wird auch nicht das letzte ſein.
Aber ſo muß man ſich heutzutage durchs Leben ſchinden ja,

ja. (Fortſctnng falg
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Verſammlungs Anzeiger P.

Halle und öhgllreis.
Sekretariat; Harz 4244, Zimmer 23--24.Wochentage geöffnet von v und 4-7 Uhr.

Fernſprecher 1473.

Oeffentl. Verſammlungen
Döll nitz.

Mittwoch den 23. Juni, abends 8 Uhr,un Gaßhoſ Goldener Stern.

Morl.
Mittwoch. ndeg 23. Juni, abends 8 Uhr.Gaſthof Wagner. drm

Warum beteiligen wir uns nicht
an der Regierung?

Vedner: Genoſſen Hildebrandt u. Jänichke.

Mitgliederverſammlung.
Büſchdorf-Reideburg.

Mittwoch. den 23. Juni, abends 8 Uhr.
im Gaſthof Vrobſt. Büſchdorf.

Der Vorstand

e r nen
1804

Abardeter:Oertand. Ha.

Lokal Sterbekasse.
Donnerstag, den 24. Juni, abends 7 Uhr,

im Volkopark, Burgſtraße 237:
22 Mitglieder-Verſummlung. De

Tagesordnung:
1. Bericht über den Stand der Kaſſe.
2. Statutenberagtung. 18013. Verſchiedenes.

Erſcheinen aller Mitglieder erwünſcht.
Die Ortsverwaltung.

Deutſcher Bauarheiterverband

Bezirksverein Halle.
Donnerstag, den 24. Juni, abends 7 Ahr,

im „Volkspark“ (Rauchzimmer):
Sitzung der Baudelegierten und
des erweiterten Vorſtandes.
Auch die Sektionsleiter ſind zu dieſer Sitzung

eingeladen. 1806 Die Ortsverwaltung.
Tenwabverdand der Manchibten 1. Heer

xowie Berufspenoggen Deutchlants

Zahlstelle Halle a. S.
Freitag, den 25. Juni er., abends 7 Ahr,
im Volkspark, Burgſtr. 27, Kartellzimmer:

Mitglieder Verſammlung

Tagesordnung:
1. Bericht über den Stand der gegenwärtigen

Lohnbewegungen.
2. Stellungnahme zu den Betriebsratsfragen.
3. Verſchiedenes.

Wir erſuchen die Kollegen, zahlreich zu erſcheinen.
Vor allem wollen die Kollegen in den Betrieben ſich
gegenſeitig von dieſer Verſammlung unterrichten.

1796 Die Ortsverwaltung.

Leiter des

KlelsWohlfahctzumts

ſofort geſucht.
Für das für den Kreis Sangerh uſen einzurichtende Wohſfahere.

amt wird ein mit der Kriegswohl
fahrtspflege und der ſonſtigen Wohl
fahrtspflege durchaus vertrauter
Leiter geſucht.

Bewerbungen um dieſe Stelle
ſind unverzüglich an uns einzu
reichen.

Den Bewerbungsgeſuchen iſt ein
ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf bei
zufügen.

it der Stelle iſt ein Gehalt
in der Höhe verbunden, wie ſolches
der leitende Beamte des Kreis
ausſchuſſes bezieht.

Die Anſtellung erfolgt gegen
dreimonatliche Kündigung ohne
Beamteneigenſchaft.

Sangerhauſen, 21. Juni 1920.
Der Kreisausſchuß

des Kreiſes Sangerhauſen.
G. Kaſparek. 830

9081

K. r. 7, Nano r Marktes.
Nur noch kurze Zeit. Nur noch kurze Zelt.

Jim Scheer,
Neues Progrumm! Heue Possen!

Kulser OlIhelms-Halle.
Heute, Dienstag TDer Sporthall.

(Frele Cewerkschaften. U.

WettinSonntag, den 27. Juni 1920.

(ewerweinltü u. wegt

S nd c uni, 8 Uhr: elzneSe uni, von 12 1 Uhr:pfang ber Gewer u. Diſtrikte

Um 2 Uhr: Umzug.
u J o rer aller Art under Ball auf zwei Sälen.

Feſtplatz: Kleiner Schweizerling.
Montag, den 28. Juni. ab 2 Uhr: Kinderſeſt, abends Ball *829Alle S und Genoſſen von Wettin
und Umgegend ſind hierzu frdl. eingeladen.

C Der Vorſtand. Das Feſtkomitee. J

GEamtliche Leſer des Halliſchen Volksblattes in
Zschornewitz Golpa

werden erſucht, ihre Adreſſe an den Genoſſen
M. Borrmann, Zſchornewitz, Nordplatz 4, abzug.

Werbt für das Vohsbiatt

Echt Nordhäuver Kautuhak.
Rein übersoe-Rauohtabale,
zigarren, 2igarotten, 1125

stets zu baben im Zigarrenversandhaus
Emll Frlccrich, Elzenstrabe 22.

Telephon 2

Allgemelner Konsum- Verefn Böluu, e.ſm be
Aktiva. Bilanz für das Geſchäftsjahr 1919. Paſſiva.

—vJ« ——-27 77Mt. Mk.1. Utenſilienkonto 783.22 M. 1. Mitgliederguthabenkonto 13 799,32
10 Abſchreibung 73.32 704,90 2. nd t onto 9 378.90)ſtückskonto 75 M. Kautions konto 2999,W Seele Wanwenn u 23 285,73 4. Dispoſitionsfondskonto 10 261,20

3. e am 31. Dezember I919] 63 218,25 g. n 14 100,
4. FaſtagekontoBerechn. u. noch nicbteentleerie Fäſſer h u und noch zurückzugebende

Guthaben bei der Grotgeinkaufsgeſ. 1 000,-- e M taliederrabattkonto o6. Sparkaſſenguthaben bei d. Kreiskaſſe 11 309,03 g. Pro aehredetonto
7. Sparkaſſenguthaben Zinſenkonto 2 g. üeberſchuß 18 47879

Kantionshinterlegungskonto 2000,
d Kaſfatonto 3262.64Summa 110 780,55 Summa 110 780,55

Am 1. Jannar 1919 zählte der Verein 664 MitgliederNeu traten hinzu im Laufe des Geſchäftsjahres

Zuſammen: 727 Mitglieder
Mit dem Schluſſe des Geſchäftsjahres ſchieden aus 40
Bleibt Mitgliederbeſtand am 31. Dezember 1919
Das Geſchäftsguthaben aller Mitglieder betrug am 31. Dez.
Ein Zugang im Geſchäftsjahr 1919 um
Der Geſamtbetrag betrug am 31. Dezember 1919
Die Haftſumme aller Mitglieder betrug am 1. Januar 1919
Mithin ein Zugang
Der Geſamtbetrag der Haftſumme beträgt am 31. Dez. 1919

387 Mitglieder
13353,89 Mk.

445,52
1373939,32 Pek.

16600, a

1918
Je

17175, Mk.

Allgemeiner Konſum Verein Dölau, e. G. m. b. H.
Der Vorſtand.

A. Kähne. Karl Jung. Alb. Troll. *838

Friedrichstadt,

am Son
von 9 dis 12

Kleinwittenberg,
Uhr vormit
Linde (Karl Kräger).

vormittags u. von 2

Dohlen, a
Es wird ausdrüektieh darauf hinge

strasse In, erſolgen.
Woxe

Kleinwittenberg und Sahubstraße 7, am Mont
abgabestelle Dobien, am Diensetag, den 29. Juni

Tagesordnang:
1 Wahl von drei Aufsiehtsratsmitgliodern.

4. An der Mitglieder.
dem nterzeiohneten einzureichen.

er
nachmittage, im (esehaättazimmer, Adlerstrafdße 1 a.

am Sonnabend, den 26. Juni, von s bis 8 Uhr
abends Sonntag den 27. Juni, von 9 bis 12

und Von 2 die 6 Vnr n ne
am Sonnabend, den 26. Jan
a dende Sonntag, den 27. J

a 6 Uhr naehmittags, im Lokal von G. Wassersleben.
den 27. Juni von 9 dis 12 Uhr vormittags undvon 2 dis 6 Uhr naehmittage, im Lokal von Münster.

ewiesen, dass Marken
ohne gleiehzeitixge Abgabe des Antellbuehes nioht abxonommen
werden Können. In s0lohen Fällen Knnn die Abgabe
uneh dem I. Jull, nuachmttags, im Gesehif

H. Sohaper, Vorzitsender des Aufsiehterstes.

CCECCCGMCCBXEIIIII
e Ahgaube der Rückvergütungsmarken nd tat in:

Wittenhergo, den 28., und Sonntag, den 27. Jnni,
von 2 bis 6 Uhrund

en Inventaren bleiben die Warenabgabestellen Adlerstraße 1a,
den 28. Juni,

geschlossen. I
Mittwoeh, 30. Junkt, abends 79, UVhr, m Saale d. Sehwelzergarten:

Generalversammlung. Z4
Berioht dber den Verbandetag und den Genossensehaftdetag.

3. Vorlage einer Geschafteanweisang fur den Genossenvehaftserat.
(Anträge sind bis zum 25. Juni bei

im OGasthof sur

von b dis 8 Uhr
von 9 bis 12 Uhr

er Marken
szimnmer, Adler-

die Waren-

ſhegker.
Täglich

I I abends 8 Uhr:

Die Erhtante
Posse i. Akt. v. II. Treller.

Gustupiel von
fri MurmSlvare
In den IIauptrollen:

Paul Beckers u. 1807
Fritz Thurm 8llvareo,

Stadttheater.
Donnerstag, d. 24. dni
Anfang 6, Ende 11 Uhr:
Die Neistersinger
von Nürnberg.

Freitag: Emilia Galottt. 1802

wem Heydrichs m
Konservatorium.

Froitag. den 25. Junti,
abends 7 Uhr:

Opernabend
in Kostämen.

Karten ab Dienstag
im Sekretariat. 1792

Parteien wäre

Ansichtskarten
empfiehlt Volksbuchhandlung, Harz 4244.

Aulte vellnnnahngen

ſamStädtiſcher Verkauf von Käſe
in der Talamtſchule am Mittwoch, den 23. Juni 1920.

gelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 22001--226500,
vormittags von 8--12, und die Jnhaber der Nummernn 500, nachmittag von 26 Es werden

de Perſon eines Haushaltes Gramm zumPre ſe von 60 Pf. abgegeben.

Städtiſcer Verkauf von re cenei
4. Sonderverteilung

ni 1920.in der Talamtſchule am Mittwoch, den 23.
g. elaſſen zum Einnauf werden den chensmittelſcheine mit den Nummern 18
vormittags von 8--12 Uhr, und die Sarg T
Nummern 22501--27 000, nachmittags von 2
Für fede Perſon eines aushaltes werden 50 Gramm
um Preiſe von 4 k. abgegeben. Grammrockenei entſprechen der Güte von 5 Eiern.

Städtiſcher Verkauf d Bratfett
(kein Pflanzenfett)in der Talamtſchule am Mittwoch, den 23. Juni 1920.

8 elaſſen Fs Einkauf werden die Die ber 635
nsmittelſcheine mit den Rummern 18dere von 8--12 Uhr, und die JnNummern 226501--27000, nachmittags von r t

Es kann an fede Perſon eines Haushaltes Pfund
zum Preiſe von 9 für das halbe Pfund ab
gegeben werden.

Städti cher Verkauf von re t t Fyttin der Talamtſchule am MittwZu elaſſen zum Einkauf Weh die
ensmittelſcheine V den Nummern 37001

vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber der
Nummern 44001--53000, nachmittags von 2--6 Uhr.Es werden an ſede Perfon eines Haushaltes 2 Doſen
zum Preiſe von 2 Mk. für die Doſe abgegeben.

Städtiſcher Verkauf von Kerzen
in der Talamtſchule am Mittwoch, den 23. Juni 1920.
tet um Einkauf werden die Jnhaber dernsmitte ringe m den Nummern 37001--44000,
vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber der
Nummern 44001--53 000, v ähhh s von 2--6 Uhr.Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines können an
jeden Haushalt drei Kerzen zum Preiſe von 4 Mk.
abgegeben werden.

Die Jnhaber von A J und r enwerden z aufgefordert, am ttwoch,23. Juni 1920, während der Dienſtſtunden von 8 bis

haber der

12 Uhr vorm. im Stadternährun n 3 M Markt
n i 3. Obergeſchoß, Zimmer 2 ugsfür Sach rin zuholen. Ein 7mitzubringen. Es wird darauf daß et

d rfon eines Haushaltes akete abgegeben
werden

Jn der ſtädtiſchen Verkaufsſjelle, Talamtſchule,
kommt freihändig Knochenbrühertrakt in 500- Gr.
Doſen zu 2,50 e einitee

n et zuu 4,00 Mk. u ißWo in ind Von zu V k. zum u

Unbeſchränkte EAnthr von friſchem Obſt und
Gemüſe.!

Der Herr Reichsminiſter für Ernährung und Land
wirtſchaft hat im Einverſtändnis mit dem Herrn
Reichswirtſchaftsminiſter und dem Herrn Reichs-
ſinanzminiſter angeordnet, daß mit ſofortiger Wirkung
die unbeſchränkte Einfuhr von friſchem Obſt mit
Ausnahme von Südfrüchten und von Luxusobſt, ſowie vo r. und gedörrtem Obſt ſagen
wird. ſo auch getrocknetes und gedörrtes Obſtſind ſofort ndeſnünte zur Einfuhr zuzulaſſen. Das

Gleiche gilt für die Einfuhr von friſchem Gemüſefür die e vom 28. Juni dieſes Jahres an. Einer
Einfu willigung o er eines Einfuhrſcheines für
dieſe Waren bedarf es alſo in Zukunft nicht mehr.

Bitterfeld den 19. Juni 1920.
Der Kreisausſchuß des Kreiſes Bitterfeld.

J. V.: Stammer, Kreisdeputierter.
Die Jnhaber der Sondernährmittelkarte für Klein

kinder po. (violert) erhalten auf Nr. 6 Rollen
wieback oder Keks zu den bekannten Preiſen.
ie Marken können ſofort eingelöſt werden und

verlieren ihre Gültigkeit am 1. Jüli d. J.
Bitterfeld den 19. Juni 1820.Der Kreisgusſchuß des Kreiſes Bitterfeld.

J. B.: Stammer, Kreisdeputierter.
Die Berbraucher erhalten bei ihrem Kleinhändler

auf Nr. 5 der gelben
Hafernährmicttel. Der Preis beträgt für npoloſe 0.70 Mk. für den Pfund Beutel 1.05
für das i PfundPaket 1,15 Mk. Außerdem können
die Verbraucher im IJnduſtriebe irk d Nr. 6 der
gelben Kreisiebensmitielbarie Pfund Ackerbohnen
um Preiſe von 0,75 Mt. entnehmen. Diedönnen d eingelöft werden und verlieren am

uli ihre Gültigkeit.itterfeld, den 19. Juni 1920.Der Krrisgusſchuß des Kreiſes Bitterfeld.
J. B.: Stammmer, Kreisdeputierter.

awarserg Tee in We

Kreislebensmittelkarte Vfund

Marken n

van Solbag Gittekint.

Bei
HMittwoceh, den

ausgeführt von dem

rin Wetter
Z. Juni, abouds s Uhr

bross6s StPeiGhlonzert

Philharmonischen Orchester.
Leitung Gastdirigentin

Ludmilla Gehrecke.
Eintrittspreise:r 2 Mk. Kinder 1,50 Mk.

Inhaber von Dauerkarten haben fre

bedeutend verstärkten

Kinder-, Garten-
Stoeklaternen

Nähe 277

Für Gewerkchaftsferte,

Tragstäbe, Girlanden und sonstige
Kinder- Relustigangs- Geschenke

und Verloungs- Artikel empliehlt
Paul Lange, Merseburgerstr. 168,

Neben 34

und Volksfeste:
Vackeln mit Lichte,

ier. „EBekolda“ pat.

an einer ötunde erleee Garantie

Je Brut (Niſſ), Flöhe b. Menſch. u.
eſchütztes Mittel.
erk. Steinweg 10,

--44000, Läuse und. unſchädüch.

Reilstr. 37, Radewell: Drogerie Meyer,

Für die Anteilnahme beim Hinſcheiden
unſeres geliebten Kindes Anni, ſagen wir
allen Spendern, dem Turn- und Geſang-
verein Naundorf, ſowie Herrn Paſtor Franke
für ſeine gütigen Troſtworte innigen Dank.

Die tieftrauernden Eltern und Kind
nebſt Großeltern. *836

Stennewitz.

riſſenen l eben teurenund guten Vaters, Sch

die ſeinen

die erwieſene Ehre am

J Für die vielen Beweiſe herzlicher Teilnahme
beim Hinſcheiden meines mir viel zu früh ent-

Schwieger und Großvaters,i Sohnes, Bruders, Schwagers und Onkels, desFnterfeid. Se naurerpollers Wilh. Weinrich
ſagen wir allen Verwandten und Bekannten,

Sarg ſo überreich mit
ſchmückten, unſeren tiefgefühlteſten Dank. Be-
ſonders großen Dank dem Verband der HGaſt-
und Schankwirte Deutſchlands für die reichliche
Spende während ſeiner ſchweren Krankheit und

Deutſchen Bauarbeiterverband für
und die Grabrede, ſowie der Firma Paulé!Schwarz
und den lieben Hausgenoſſen.

Jn tiefſter Trauer:
Witwe Selma Weinrich und Kinder

nebſt Angehörigen.

uxvergeßli chen Mannes

Blumen

Dantz auch dem
Hrabe.

den Kranz

1800

Am Sonntag, den20. Juni verſtarb nach
langem, ſchwerem Lei-

den meine liebe, guteFrau, meine gute
Mutter u. Schwieger

jmutter, Frau 1793
Elisabheth Filor
im 52. Lebensfjahr.
Jn tiefer Trauer:

I lohbann Filer, Uesdelh Fer,
Uermann Vriel.

Die Beerdigung ſindet am Mittwoch, nach

mittag 3 Uhr, von der
J Leichenhalle des Süd

friedhofes aus ſtatt.

Guterhalten. Chaiselongue,
350 Mk., Federbett billig
zu verkanſen. E. Dippold,
Gr. Gosenstrabe 12. 1798

wleltenott ler
für Halte und Saalbreh

USI'D.

Nachruf.
Am 19. Juni ſtarb

unſer Mitglied, derStraßenbahnſchaffner

ſichara (ſuge.

Sein Andenken
werden wir ſtets in
Ehren halten.
1805 Der Vorſtand.
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des Defizits verwandt werden fönnten; in dieſer Anſicht

entlaſſenen Straßenbahner

Nr. 143. 31. Jahrgang. Beilage zum Volksbl att. Halle (Saale), 22. Juni 1920.

Gelihtstug in der 6tgdtverordnetenverſummlung,.

Die Anklagen gegen Rive, Könnemann u. Genoffen. Das Straßenbahnelend.
Die Sitzung der Stadtverordneten am geſtrigen Montag ſollte

nur ſieben Tagesordnungsvunkte perhandeln, die
indes nicht ſämtlich erledigt wurden. Mehrere nicht beſunders
dringliche Vorlagen wurden ohne weiteres auf die nächſte Sitzung
verſchaben. Hauptſächlich beſchäftigten zwei Vorlagen die Ver
ſammlung, allerdings in einem Maße, daß die Sitzung er ſt
gegen 9 Uhr glſo nach fünſſtündiger Verhandlung, zu Ende
ging. Die Preſſeverrreter verließen nach Keſtündiger Tätigkeit
den Saal

Die erſte Dauerdebatte heſchäftigte ſich mit den Verhält
niſſen bei der Straßenbahn. Der Zuhörerraum war
daher ſehr ſtark von Straßzenbahnern beſetzt. handelte es ſich doch
um Fragen, die die Straßenbahner lebhaft intereſſieren mußren.
Es ſollte Stellung genommen werden zu der Einſchränkun g
des Straßenbahnbetricebes, wovon ſich der Magiſtrat
eine Verringerung des in dieſem Jahre etwa 3 Millionen betragen
den Defizits verſpricht. Bürgermeiſter Seydel verſuchte die
Schuld an dem Defizit auf die „hohen“ Löhne der Arbeiter zu
ſchieben und betonte immer wieder die Notwendigkeit der Ver-
lehrseinſchränkungen, da neue Einnahmen nur für die Deckung

ſftinimte
er begreiflicherweiſe mit dem Deutſchnationalen Buſſe überein.
Bekanntlich ſollen infolge der Einſchränkungen 70 Straßen-
bahnangeſtellte entlaſſen werden, was geradezu als
ein Mittel empfunden werden muß, auf die übrigen Arbeiter einen
Druck auszuübhen. Unſere Redner wehrten ſich daher gegen die
arbeiterfeindlichen Beſchlüſſe des Haushaltungsausſchuſſes und
erſuchten um deren Aufhebung im Jntereſſe der betroffenen Ar-
beiter und des Wohles der geſamten Stadt, die durch die Maß-
nahmen empfindlich getroffen wird. Auf dieſe Weiſe würden die
Kündigungen hinfällig werden, die bereits entlaſſenen Arbeiter
könnten wieder eingeſtellt werden. Gen. Hildebrandt wies
die Behauptung, daß „die hohen Löhne“ der Straßenbahner an der
ſchlechten Finanzlage des in Rede ſtehenden Unternehmens ſchuld
ſeien, energiſch zurück, indem er zahlenmäßig bewies, daß die durch
die Kapitaliftenflaſſe fo gewaltig verteuerten Roh materialien das
Defizit verurſacht haben. Das für die Schienen verwandte Eiſen
iſt z. B. auf den gegen früher dreißigfachen Preis ge-
ſteigert worden, indes die Straßenbahner im beſten Falle
199 Mk. Wochenlohn erhalten. Eine Erſparnis fann auch
dadurch erzielt werden. daß der Preis für den vom Eſeftrizitats
werk gelieferten Strom verbilligt wird. Schließlich kam ein Be
ſchluß zuſtande. daß die Verkehrseinſchränkungen
auf das geringſte Maß zurückgeführt wer den
ſollen. Auf die Beſchwerde des Gen. Gräfe, daß die bereits

um ihren Sommerurlauh fämen. hie
es Herr Seydel für recht und billig, daß die Leute keinen Urlaub
mehr erhalten. Der Antrag, eine einheitliche Monat
karte zum Preiſe von 40 Mk. einzuführen, wurde
angenommen ein Antrag unſerer Fraktion, Wochenkarten
mit täglich zweimaliger Fahrt- und einmaliger NUmſteigeberechti-
gung für 4,20 Mk. auszugeben, wurde dem Verkehrsausſchuß ühe:
wieſen. Als beſonders ſchlauer Kauz zeigte ſich wieder einmal
Herr Minner, indem er behauptete, „die vielen Streiks“ der
Straßenbahner ſeien an der zurückgegangenen Benutzung der
Straßenbahn ſchuld, während es doch ganz klar iſt, daß die iat-
ſächlich hohen Fahrpreiſe die Verringerung der Frequenz hervor-
gerufen haben

Nachdem über den endloſen Debatten über die Straßenbohn-
angelegenheiten der Zeiger der Uhr bereits auf 6 vorgerückt war,
trat eine gewiſſe Müdigkeit ein, ſo daß ſich bei dem Anſinnen des
ſtellvertr. Vorſtehers Keil, ein patriotiſches Telegramm an die
Stadtverwaltung des „erlöſten“ Flensburg abzuſchicken, kein
Widerſpruch erhob

Nach Erledigung einiger kleinerer Vorlagen ging man zur Be-
handlung der Ergebniſſe des Unterſuchungsaus-
ſchuſſes in der Angelegenheit der Halliſchen
Kappleute über, worauf ſofort eine erneute Spannung eintrat.
Gen. Bowitzky kennzeichnete in knappen, aber eindrucksvpollen
Sätzen die Vorgänge in Halle während der kritiſchen März-
tage, das Verhalten des Oberbürgermeiſters Rive, der es ab-
lehnte, eine klare und unzweideutige Haltung zur Regierung ein-
zunehmen, die ungeſetzlichen Verhaftungen und Verletzungen der
Abgeordnetenimmunität durch die Herrn Rive unterſtellte Polizei
uſw. Die Meldungen der Kapp- Verbrecher wurden dienſtlich
weitergegeben, Rive unternahm nichts, um die Beamten auf ihre
Pflicht aufmerkſam zu machen. Am Morgen des 16. März wurden
Beamte der politiſchen Polizei, die ganz ungeſetzlich weiterbeftand,
dabei betroffen, wie ſie drei Körbe mit Akten, wahrſchein-
lich unbequemen Papieren, zur Heizung ſchafften und
verbrannten. Die Unterſuchungen des Ausſchuſſes ſind gang
beſonders dadurch erſchwert worden, daß Seydel die Vernehmung
der Polizeibeamten verweigerte, und auch der Regierungspräſident
dieſe nicht erlaubte. Seydel ſuchte die Beamfen und vor allem
Herrn Rive zu verteidigen und den Magiſtrat für etwa vor-
gekommene Unterlaſſungsſünden verantwortlich zu machen. D Da
im März der Ausnahmezuſtand verhängt war, ſei die Polizei
damals nach dem Geſetz dem Militär unterſtellt geweſen und habe
nur die Befehle der militäriſchen Gewalthaber auszuführen ge
habt. Die Beantragung eines Diſziplinarverfahrens gegen Rive
habe keinen Zweck mehr, da ein öffentliches Verfahren
ſchon am Sonnabend vor acht Tagen auf Beſchluß
des Bezirksagusſchuſſes eingeſtellt worden ſe n

Die provokatoriſchen Aeußerungen Seydels riefen unſeren Ge
noſſen Hildehrandt auf den Plan, der eine derart geharniſchte
Anklagerede gegen die Rechtsparteien die Kapp- Verbrecher und die
Dunkelkammer. in der die Angelegenheit Rive „unter ſucht worden
iſt, losließ, daß ein Teil der Deutſchnationalen vor Scham über
die Schandtaten der Reaktionäre den Sagl während der Rede des
Gen. Hildebrandt verließ. Dieſer unterſtrich die Forderung, daß
die Männer, die Recht und Geſetz mit Füßen getreten haben. nicht
mehr in ihr Amt zurückkehren dürfen, daß das Verbrechen der
Polizei ſeine Sühne finden muß. Heradezu erbärmlich war das
Verhalten der Demokraten die ihre am 7. März er
hobene Forderung nach Entfernung Rives und ſeiner Helfershelſer

Eine freudige Genugtuung erlebte Herr S
geradezu in Wohlgefallen ſonnte, daß er „alles ſo vorausgeſagt
habe, wie es gekommen iſt“. Natürlich verlangte er ſo
ſortige Wiedereinſetzung aller Beamten und die
Wiederaufnahme der Dienſtgeſchäfte durch ſeinen Geſinnungs
freund Rive. Gen. Bock rückte die Einſtellung des Diſziplinar
verfahrens ins rechte Licht, indem er zeigte daß Verwaltung und
Recht ſprechung Fremdtörper im heutigen Stagatsgebilde ſind, daß
die Träger dieſer Inſtitutionen nach dem Wort handeln: „Eine
Krähe hackt der anderen kein Auge aus.“ Trotzdem Herr Sendel
ängſtlich bemüht war zu beweiſen. daß de: Antrag der Wieder

teinbrück, der ſich

die

aufnahme des Diſzivplinarvperfahrens unter Zugrundelegung des
vom Unterſuchungsausſchuß zutage geförderten Matertals zwecklos
ſei, ließen ſich unſere Genoſſen nicht beirren, ſondern ſtellten dieſen
Antrag, der mit Hilfe der Rechtsſozialiſten, die ſich diesmal der
beſſeren Einſicht nicht verſchließen konnten, angenommen wurde
Von den Demokraten ſtimmte nur Herr Minner für den An
trag; die Rede unſeres Genoſſen Hildebrandt hatte ihm doch zu
ſehr die rückgratloſe Haltung der Demokraten gegeißelt. Deshalb
wollte er den Vorwurf des Wankelmuts wenigſtens auf ſeiner
Perſon nicht ſitzen laſſen. Es war ein dunkler Tag in der Ge
ſchichte der Halliſchen Demokraten. Daß in der Angelegenheit
Rive noch viel herauskommen wird, muß man nach dem Verlauf
der geſtrigen Stadtverordnetenſitzung bezweifeln.

Sitzungsbericht.
Eine Eingabe vom Schutzverband für Handel und Gewerbe, die
ſich gegen Sozialiſterung und Kommunaliſierung richtet. wurde dem
Sozialiſierungsousſcbhuß überwieſen. Eine Beſchwerde über das
Mieteinigungsamt wurde an den Magiſtrat weitergegeben. Eltern-
beiräte verſchiedener Schulen beantragen dafür zu ſorgen, daß für
dieſen Winter eine beſſere Beheizung der Schulen gewährleiſtet
wird. Es ſoll dazu eine Kommiſſion eingeſetzt werden die das
ſtädtiſche Heizungsweſen prüft.

Straßenbahnſorgen.
Der Antrag der Straßenbahndeputation, anſtatt der Straßen-

bahnmonatskarte zu 30 Mk. für drei Teilſtrecken und zu 50 Mk. für
alle Strecken eine eindeitliche Monatskarte zu 40 Mk. für alle
Strecken einzuführen,“ wurde zuſammen mit einer Anfrage der
USP. betr. Einſchränkung des Straßenbahnbetriebes behandelt.
Die Anfrage unſerer Genoſſen lautete:

Was hat den Magiſtrat und die Straßenbahndeputation ver
anlaßt. Beſchlüſſe zu faſſen, die guf eine weiteingreifende Ein
ichränkung des ſtädtiſchen Straßenbahnbetriebes hinzielen und
wodurch außer einer Benachteiligung des fahrenden Publifumws
auch rund 70 Straßenbahnbedienſtete zur Entlaſſung geſtellt
werden?“

Stadiv. Günther (Ungbh.): Der Magiſtrat habe Betriebs-
ein ſchränkungen vorgenommen, um ſo das Defizit zu vermindern;
wir ſagen aber, daß durch eine Erweiterung des Betriebes eine
Mohreinnahme erzielt werden kann. So müſſe man die Linie in der
Beeſener Straße vollſtändig ausbauen. Die Anhängewagen ſollten
dorthin kommen, wo ſie am Platze wären. Manchmal können viele
Paſſanten nicht mitfahren, weil die Motorwagen beſetzt ſind. Auch
wandern durch den 12-Minutenverkehr eine ganze Reihe von Fahr-
gäſten ab, da nicht jeder ſo lange warten will. Man könne nichi
einfach 70 Angeſtellte, die ſeit langen Jahren im Dienſt der
Straßenbahn ſtehen. auf die Stigaße ſetzen. Man müſſe Wochen-
tarten für allc Angeſtellten und Arbeiter, nicht nur bis zu einem
Einkommen von 4000 Mk., ſondern bis 10 000 Mk. einführen

Das 2- Millionen Defſizit.
Bürgermeiſter Seydel: Die Arbeiter mußten infolge des

enormen Defizits entlaſſen werden. Das Defizit werde nicht beſſer,
ſondern noch ſchlimmer, da die Durchſchnittscinnahme im Juni
noch geſunken ſei. Es wird ſich von 2 Millionen auf 254 Millionen
erhöhen, wenn die proviſoriſch abgeſchloſſenen Löhne beibehalten
werden. Durch die Einſchränkungen des Verkehrs treten die vom
Magiſtrat benbſichtigten Erſparniſſe ein. Der Ausbau der Beeſener
Straße koſte viele Hunderttauſende und könne deshalb jetzt nicht in
Angriff genommen werden. Der Verkehr leide bisher nicht unter
den Einſchränkungen; der einzige ſcheinbare ſcharfe Eingriff ſei der
Verſuch, die Linie 7a einzuziehen. Die Entlaſſungen ſeien be-
dauernswert, aber das einzige Mittel, um das Defizit auf die Hälfte
herunterzuſetzen. Von dem Beſchluß der Einſchränkungen könne der
Magiſtrat nicht abgehen. Stadto. Vollbracht (Soz.)
empfahl ebenfalls den Ausban der Linie l in der Beeſener Straße;
auch könne die Linie 8 ausfallen. Der 12-Minutenverkehr habe zur
Unluſt des Publikums, den Straßenbahnwagen zu beſteigen, bei-
getragen. Stadtv. Hildebr.andt (Unabh.) trat für die Ein-
führung von Wochenkarten zu 4,20 Mk. für zwei Fahrten täglich mit
Umſteigeberechtigung ein. Das würde dem Straßenbahnverkehr
Hunderte von Fahrgäſten zuführen. Selbſt wenn der neue Tarif
mit den Straßenbahnern abgeſchloſſen würde, ſo könne man doch
nicht von hohen Löhnen ſprechen; dagegen ſei der Preis für die Roh-
ſtoffe ins Unendliche geſtiegen, z. B. habe er ſich für die Schienen um
das 30fache vermehrt Die Unternehmer haben ungeheure
Gewinne gemacht. Auch der hohe Preis der elektriſchen Kraft

Es wäre Sache der Verwaltung, auch auf dieſe
Rieſengewinne der Unternehmer hinzuweiſen, und nicht nur immer
auf die Löhne der Arbeiter. (Bravol) Der Verkehr müſſe ſo ge-
regelt werden, daß man nicht zehn Minuten umſonſt warte, und
dann kommen drei oder vier Wagen kurz hintereinander Stadtv.
Ritier (Dem.): Es wäre beſſer, man würde die Direktoren der
ſtädtiſchen Betriebe auf Privgtvertrag anſtellen, ſie würden ſich
dann vielleicht etwas beſſer anftrengen. Der Fahrpreis ſei zwar
nicht zu hoch, aber auch wicht vpopulär; deshalb müßten Vergünſti
gungen geſchaffen werden. Stadtv. Buſſe (Dn.): Die Ein-
ſchränkungen ſeien von ſelbſt gegeben und bhrächten keine Benach-
teiligung des fahrenden Publikums ſich. i
Vorſchläge habe man als unbrauchbar zurückgewieſen.

Stadir. Kür s (Unabh.): Man kann ſich nicht des Eindrucks
entwehren. daß die 70 Straßenbahner entlaſſen wurden, um auf die
anderen einen Druck auszuübtn, damit ſie nicht wieder mit neuen
Forderungen kommen und den Betrieb noch „unrentabler“ machen.
Das elektriſche Werk müſſe den Strom für die Straßenbahn billiger
liefern. Man ſolle den Verſuch machen, einen Einheitspreis von
5 Pf. ohne beſondere Umſteigkarten einzuführen. Mit der Ent

komme in Betracht.

mit

Dann müſſe man ſie in anderenalle Möglichkeiten geprüft ſeien. er
Stadty. Gräfe (Unabhſtädtiſchen Betrieben unterbringen.

Die verſchiedenſten

laſſung der 70 Angeſtellten müſſe man auf jeden Fall warten, bie

Stadtr. Brettſchneider ffrakftionslos) empfahl, die Monats
karte auf 329 Mk. feſtzuſetzen. Man ſolle es doch mit der Volksſoziali-
ſierung verſuchen, und die Straßenbahn den Arbeitern und An

geſtellten zur Verfügung ſtellen. (Zwiſchenrufe: Gleichzeitig Ban
ken ſozialiſieren!

Der Antrag auf eine einheitliche Monatskarte zu 40 Mk. (für alle
Strecken) wurde angenommen. Ein Antrag der USP.-Fraktion,

Wochenkarten mit zwei Fahrtenberechtigungen pro Tag für Arbeiter
und Angeſtellte im Preiſe von 4,20 Mk. mit einer einmaligen Um-
ſteigeberechtigung zur Ausgabe zu bringen. wurde dem Verkehrs-
ausſchuß überwieſen Ein wetite: Antrag, in dem gefordert
wurde, die Einſchränkung des Betriebes auf das mindeſte herabzu-
ſetzen, fand ebenfalls Zuſrimmung.

Städt. Eigenbetrieb in den Thaliaſälen.
Einer Vorlage des Magiſtrats, in der die Bewirtſchaftung der

Thalig-Sale vom ſ. Auguſt 1920 an in ſtädtiſcher Regie gefördert
wird, wurde gleichzeitig zugeſtimmt Dem Geſchaftsführer
Osburg und ſeiner Familie wurden 17 000 Mt. als Barvergütungen
bewilligt. Der Magiſtrat erhält dadurch das Verfügungsrecht, das00

n 7sie ſteh das Schauſpiel-bis 31. März 1921. noch Herrn L te
enſemble des Stadtthegters ſoll viermal in Woche im Thalia-
ſaal ſpielen Für die Bauarbeiten im ſtädtiſchen Muſeunm der
Moritzburg wurden 140 000 Mk. bereitgeſtellt

Das Disziplinarverfahren gegen Rive.
Ein Antrag des Unterſuchungsausſchuſſe gen den früheren

Oberbürgermeiſter Rire, das Diſziplinarverfahren einzuleiten,
wurde widerſpruchslos aus der nicht öffentlichen in die öffentliche

Sitzung verlegt. Stadty. Bowitzfy (Unab Als gain 13. März
von den rechtsſtehenden Parteien verſucht worden die Regie
rung an ſich zu reißen, da hahen eine Reihe von ſtädtiſchen Beamten
eine Stellung eingenommen, die nicht cinwandfrei war. Darunter
war auch der Oberbürgermeiſter Rive. Es wurde damals eine

ſammeln und an die Be-
Der Konmimiſſion

Kommiſſion eingeſetzt, die das Material
hörde weitergeben follte. ſ wurden dabei freilich
große Schwierigkeiten, beſonders in der hmung von Zeugen

gemacht. Der Oberbürgermeiſter Rive hat es i den Märztagen ab
gelehnt eine beſtimmte Erklärung über ſeine Haltung zur alten
oder neuen Regierung abzugeben. Trotzdem hat er in einem Plakat

die Bürger zur Ruhe und Ordnung aufgefordert. Rive kam aber
auch als Chef der alten Polizei in Frage. Eine Reihe von Polizei-
beamten haben ſich auf Seite der Kapp-Putſchiſten geſtellt. Am
14. und 15. März wurden von dieſen Beamten Verſammlungen auf-
gelöſt und Rive hat dieſen Beamten nachher nicht ſein Mißfallen
ausgedrückt. Vom 15. zum 16. März wurden acht Halliſche Bürger
verhaftet: dabei iſt die Jmmunität des Abgeordnefen Dr. Schreiber
und des Stadtverordnetenvorſteher Hennig von den Halliſchen
Polizeibeamten verletzt worden. Die Verantwortung da-
für trifft auch den Chef der Polizei. Die Kriminal
heamten Heimburger und Schnorrbuſch haben ſich dem Garniſon
kommando zur Verfügung geſtellt und 14 geſetzwidrige Verhaftungen
vorgenommen. Herr Bürgermeiſter verweigerte die Er-
ſ(aubnis zur Vernehmung dieſer Polizeibeamten, deshalb konnte

man der Sache nicht weiter nachgehen. Der Polizeidirektor Könne-
mann habe erklärt: die Beamten ſind zwar auf die Verfaſſung aber
nicht auf die Regierung vereidigt. Könnemann und Unger haben in
der Nacht vom 15. zum 16. März drei Körbe voll Schriftſtücke ver-
brennen laſſen das waren zweifellos Akten, und es ſei der ſchwerſte
Vorwurf, der einem Beamten gemacht werden könne, daß er Akten
vernichtet habe. Die Meldungen Kapps wurden an die Polizei
beamten amtlich weitergegeben, während die Erlaſſe Eberts als
zweifelhaft hingeſtellt wurden. Der Unterſuchungsausſchuß hat
am Schluß ſeiner Beratung folgende Entſchließung angenommen

Die Unterſuchungskommiſſion kann am Ende ihrer Tätigkeit
hinſichtlich der gegen Oberbürgermeiſter Rive und eine Anzahl
ſtädtiſcher Beamten (Polizeidirektor Könnemann, Polizei-
fommiſſare Mietke und Unger, Wachtmeiſter Thein, Heimbürger,
Struck, Schnorrbuſch uſw.) wegen ihrer Haltung in den März-
vutſchtagen vorliegenden Anklagemateriols folgendes als Er-
gehnis feſtſtellen: Die Kommiſſion war bei der Herbeiſchaffung
de Materials mit ihrem Wirken in mehrfacher Hinſicht beengt,
ſo war ihr z. B. eine beabſichtigte Vernehmung von ſtädtiſchen
Polizeibeamten und anderen Beamten nicht möglich. weil die da
zu notwendige Genehmigung durch die dafür zuſtaändige Behörde
nicht zu erlangen war. Auf Grund gemachten tatſächlichen
Feſtſtellungen kommt die Kommiſſion zu dem Schluß, daß die
Einleitung des Diſziplinarverfahrens unerläßlich iſt. Sie
empfiehlt der Stadtrerordnetenverſannnlüng, die Einleitung des
Diſziplinarverfahrens gegen alle bekeiligten Beamten zu be-
antragen.

Stadtv. Minner (Dem.): Die Haltung Rives ſei unklar ge
weſen, man könne jedoch nicht nachweiſen, daß er für Kapp Partei
genommen habe. Ob Rive als Chef der Polizei das Recht gehabt
habe, einzugreifen, ſei zweifelhaft, da nach dem Belagerungszuſtand
die Polizei dem Militär unterſtand. (Gelächter.) Bürgermeiſter
Seydel Das Diſzipkinarverfahren iſt bereits abgeſchloſſen und
aus Mangel an Beweifen am Sonnabend vor acht Tagen eingeſtellt
worden. (Zuruf: Mit welchem Material?) Nicht der Oberbürger
meifter, ſondern der Magiſtrat habe in ſeiner großen Mehrheit es
abgelehnt, in den Märztagen eine beſtimmte S

Seyde!

der

Stellung in der politi-
ſchen Entwicklung einzunehmen. Es wäre den Polizeiheamten ſeh
ſchlecht bekommen, wenn ſie dem Militär nicht gehörcht hätten
(Gelächter.) Nur das Militär hatte in den Märztagen etwas zü
ſagen und deſſen Stellung war damals ſo klar, daß man nicht an
nehmen konnte. daß es eine ungeſetzliche Haltung einnehme. (Star-
ker Widerſpruch.) Stadtv. Hildebrandt (Unabh.): Da diKommiſſion als Vertreter der politiſchen Parteien den Beſchluß a
die Entfernung dieſer Beamten gefaßt hatte, ſo kann es heute nichts
anderes geben, als daß die politiſchen Parteien auch für die Durch
führung dieſer Beſchlüſſe eintreten. Wenn man erkläre, der
Magiſtrat und nicht Rive ſei dafür verantwortlich, ſo habe er darauf
zu erklären, daß Rive es auch unterlaſſen habe, rechtzeitig eine
Magiſtratsſitzung einzuberufen. Es ſei ein eigenartiges Schau-
ſpiel, daß ſich der Bürgermeiſter darauf bernfe die Polizei habe dem
Garniſonkommando unterſtanden. Man müßte ſich überlegen, oh
wir nicht den Bürgermeiſter in unſeren Antrag mit einſchließen
wollen. (Beifall.) Es iſt nichts vom Magiſtrat getan worden, da
die verhafteten Bürger befreit wurden. Für uns iſt die Sachen
nicht erledigt, wenn das Verfahren niedergeſchlagen iſt: den Maſſe
iſt verſprochen worden, daß dieſe Beamten beſtraft werden, und wir
werden die Parteien, die jetzt einen her machen, in der
Oeffentlichkeit gehörig brandmarken. dieſe Männer es
wagen, die die Verfaſſung mit Füßen getreten hahen, in ihre Stellen
zurückzukehren, ſo werden wir ihnen den ſchärfſten Kampf anſage
Lebhaftes Bravo.) Bürgermeiſter Sehdel vroteſtierte gege

Zurück
7 1

So len

die Ausführungen des Stadtv. Hildebrandt, die er als unerhörte
Beleidigungen darftellte. Jeder dieſer Männer könne Hildebr

J t C F. Sdarauf wegen Beleidigung verklagen. (Hildebrandt: Jch ſtehe gern
Unczur Verfügungl) Stadtv. Oſter burg h. Bei der bis

herigen Vorunterſuchung war das Material des rſuchungsaus-
ſchuſſes nicht bekannt. Bürgermeiſter Soydel betonte nochmals
daß nach einer amtlichen Mitteilung des Oberpräſidenten das Ver

fahren niedergeſchlagen ſei. Stadt Steinbrück (Dn.): Wi
haben nur von Anſchuldigungen gehört. ohne daß Beweiſe erbrach

r Oberbürgermeiſteraus dem Amte nicht mehr aufrechtzuerhalten wagien, aus Furcht gab einen ausführlichen Bericht über die Tätigkeit den Siraßen wurden. (Lebhafter Widerſpruch de Rive
l t wae weesseoo nan s w degz l vo ig gerechtfertt us der Unterſuchune e rpordaß die Deutſchnationalen ſie beim Bürgertum noch mehr ver bahndeputation. Dabei ſprach er ſich gegen eine Ermäßigung des ollständig ger htfertigt aus der l uchung he rworgegangen.

F tz t W d r o j en en P t d e ſaßen ſie da die Fahrpreiſes aus. be ſiirwor tet d gegen dven Terlſti t cke rartf Auch ichter.) W fordern, l a ODte la ihr Lber haupt wieder er
etzern. Wie ie be ää t. Norl re weſen gausnütze ind man die h Oho! Gelächter Stadtv. Her zfeld (Dem.) ie.Ninner, Brinkmann, Hergzfeld uſw., als ihnen unſere müſſe man R kla n en d Be n indem man n i z ine rt zu rdetern habe einen weg. da r

m u r 4 V g 7 M vor Außenſetten der Straßenvahnwagen vagli ſi D 10161 i cent e e h 5 Al, FRedner vorhielien, was die Demokraten ſelbſt an T. r vor 70 Straßenbahner haben nach dem Tarif den Anſprurk jf Url Bürgermeiſter die Erklärung abgegeben habe, das Verfahren ſe

8 2 S d w s m t J. c h 3 o r nben Volksverſammlungen vertreten haben Ihr Sprecher Br8 Da man ihnen einen ſolchen nicht genehmigt hat, ſo mit c eſchlagen, ſo müſſe Rive feine Tätigkeit wieder antreten. Jn

u S B. J. a J e e 4 L n 9 r R zfeld verlangte ſogar, daß Rive ſeine Dienſtgeſchäfte wieder auf noch entſchädigen. Der Betriebsrat der Straßenbahn m 3 lang isführrint volemiſiert t. jegen die uSP., die in den
nehme; er erhob die ſchwerſten, völlig ungerechtfertigten Vorwürfe ratungen all dieſer Dinge in Zukunft mehr hinzugezogen werd Märztagen den Kampf gegen die Reichswehr aufgenommen hätte

en die uSP., fabelte von einer „Roten Armee“ und dergl. mehr. hisher. Bürgermeiſter Se hdel: Be er Kündigung iſt der Stodtt (Ibr acht Sos.): Ribe hat den da ſer n
ſeg a omerte Betriebsrat zugezogen worden. (Widerſpruch.) Urlaub könne nur nicht die kichtige Antwort gegeben und keine Ankwort ſei a einum das ramponierte Anſehen der Demokraten beim Bürgertun
wiedrhber zuſtellen.

denen gewäßrt werden. die auf der Liſte an der Refhe waren. Antwort. Auch weiſe er die Aeußerungen Rives über den er



gaufnehmen. Das könne nur geſchehen mit dem Vertrauen der
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fuchungsausſchitß, den er als Demumnziantenkomftee bezeichnete, ars
ungqualifizierbar zurück. Stadtv. Finger (D. V.) forderte
Wiederkehr des Oberbürgermeiſters wegen ſeiner großen Fähig-
keit als Verwaltungsbeamter. Stadtv. Bock (Unabh.): Die Ver
waltungstüchtigkeit des Oberbürgermeiſters ſteht nicht zur Debatte,
ſondern, ob wir auf Grund der Erfahrungen, die wir während des
tapp-Putſches mit ihm gemacht haben, noch Vertrauen zu ihm haben

können. Als nach dem 15. März der Stadtverordnetenvorſteher
Hennig und andere Magiſtratsmitglieder verhaftet waren, hatte
Rive nichts zu ihrer Befreiung getan. Er hat durch ſein
paſſives Verhalten die Kapp--Regierunggeſtügtt.
Die Polizeibeamten Kömemann uſw. haben ſich dem Militär an
geboten ſie mußten ſedenfalls wiſſen, daß der Belagerungszuſtand
nicht mehr beſtand, da ja ſogar die Regierung zum Generalſtreik
aufgefordert hatte. Alle dieſe Beamten ſtanden auf Seite der Hoch-
verräter. Jn einer Zeit, wo Urteile, wie das gegen die Marburger
Studenten möglich ſind, kann es uns nicht wundern, wenn man in
der Vorunterſuchung das Diſziplinarverfahren wegen Mangels an
Veweiſen niedergeſchlagen hat. Wir können einen erneuten Antrag
auf ein Diſziplinarverfahren ſtellen und die Antwort ruhig ab
warten

Der Antrag des Unterſuchungsausſchuſſes wurde mit knapper
Mehrheit angenommen. Schluß der Sitzung 9 Uhr.

Verbandstag der Buchdrucker.
Nürnberg, den 18. Juni 10920.

Fünfter Verhandlungstag.
ich Eröffnung der Vormittageſitzung durch den Vorſitzenden2

Seit überbringt Schlumpf (Vern) die Grüße der Schweizer
Kolle und des Jnternationalen Buchdrucker-Sekretariats. Als
Vertreter des Jnternationalen Sekretariats ſchildert Schlumpf in
änge Ausführungen die Lage der Vuchdrücker- Internationale

ruf hin, daß die Gründe der Franzoſen für ihre Ab-
er Teilnahme an dem Kongreß falſch verſtanden wor

den ſeien. Redner warnt vor einem vorzeitigen Beſchluß über
die Frauenarbeit im Buchdruckgewerbe.

Seitz (Berlin) dankt für die Begrüßung und bemerkt, daß aus
geſundheitlichen und anderen Gründen die Beſchäftigung der
Frauen im Buchdruckgewerbe nicht gutzuheißen ſei.

Hierauf erhält Böttcher (Leipzig) als Korreferent der Oppo
ttion das Schlußwort und führt aus: Wenn er ſich die von der

Mehrheit gegen die Oppoſition vorgebrachten Argumente be
trachte, müſſe er ſagen, daß ſie recht ſchwach ſeien. Auf Grund
ihrer zahlenmäßigen Ueberlegenheit mache ſich die Mehrheit ihre
Arbeit ſehr leicht und erſpare ſich geiſtige Unkoſten. Durch den
Druck der Maſſen ſeien die Gewerkſchaften zur Anerkennung der
Betriebsräte gezwungen worden. Sie würden auch gegen ihren
Willen zur Umſlellung der Gewerkſchaften ſelbſt getrieben. Von

nem prominenten Vertreter des Gewerfſchaftsbundes wie Groß
mann es ſei. habe er erwartet, daß er ſich nicht mit den abgeſtan-

heiten der bitrgerlichen Preſſe gegen die Sozialinerung
Grundſätzlich habe ſich kein Redner für die Ar-

beits gemeinſchaft erklärt. Wenn man als Anhänger des Gewerk-
ſchaftsbundes ſelbſt zugeben müſſe. daß man in dieſen Ein-
richtungen ſtändig hintergangen werde, dann habe man auch die
T die Konſequenzen zu ziehen und auszutreten.

J 1
wenden würde.
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Verpflichtung,
Böttcher wendet ſich in längeren Ausführungen gegen den An-
trag Schäffer auf organiſchen Ausbau der Tarifgemeinſchaft zur
Berufsgemeinſchaft. Mit ſchönen Worten laſſe ſich das Unter-
nehmertum zur Aufgabe ſeiner vitalſten Jntereſſen nicht beſtim-
men. Um zur Sozialiſierung zu kommen, müſſe man an die
Arbeiter appellieren und den Hampf um die Produktionsmittel

Maſſen. Unter öfteren Unterbrechungen volemiſiert der Redner
gegen die Mehrheit und betont zum Schluß. daß die Vertreter der
Oppoſition als Veauftragte der Kollegenſchaften auf der General-
verſammlung ſeien, die hinter ihren Grundſätzen ſtänden. Die
Generalverſammlung werde eine neue Periode des geiſtigen
Kampfes im V. d. D. B. eröffnen. (Lebh. Beifall b. d. Oppoſition.

ls Referent des Verbandsvorſtandes wendet ſich Fülle (Ber-
lin) in ſeinem Schlußwort noch einmal ausführlich gegen die Dar-
legungen Böttchers. Die geſchichtliche Reife des Proletariats zur

den Sparten in organikongreſſfen angenommenen Beſchluß,
gritgen und tariflichen Fragen ein Mitbeſtimmungsrecht im

ahmen des Verbandes zu gewähren. Die Sparten fordern mehr
Unabhängigkeit ſowie Sitz und Stimme im Verbandsvorſtand.

Dominé (Frankfurt a. M.) tritt für die Gründung einerFaktorenſparte ein.
Seit (Berlin) teilt mit, daß der Verbandsvorſtand das Er
ſuchen der Faktoren, einen Vertreter ihrer Sparte auf dem Ver
bandstage zuzulaſſen, abgelehnt habe. Die Hrganiſation der Fak-
toren müſſe ſich zu den freigewerkſchaftlichen Grundſätzen bekennen,
dann könne mit der en Organiſation zuſammengearbei2et
werden. Redner empfiehlt, die hierzu geſtellten Anträge der
Statutenberatungskommiſſion zu überweiſen

Von der Oppoſition iſt zur Spartenfrage folgender Antrag
Kotke eingegangen:

Eine Abſtufung der Löhne, hauptſächlich in heutiger Zeit,
führt zur Zerftörung des Solidaritätsgefühls der Arbeiterſchaft.
Sparten, deren Arbeitsweiſe beſonders ungeſund oder durch er
höhte körperliche Leiſtungen bzw. erhöhte geiſtige Konzentration
außerordentlich aufreibend iſt. ſind durch Verkürzung der
Arbeitszeit zu entſchädigen. Die re der Organiſation
iſt nur einzuſezen zur Verbeſſerung der Lebenshaltung aller
Organiſationsmitglieder.“
Vogenitz (Leipzig) tritt für Aufhebung des Kölner General

verſammlungsbeſchluſſes ein, der den Handſetern die Gründung
einer Sparte verbietet.
f Löffler (Chemmitz) iſt für die Schaffung einer Faktoren-
parte.
Söldner (München) ſpricht für die Aufhebung des Hölner

Beſchluſſes und fordert eine größere Bewegungsfreiheit der
Sparten.

frage. Die Einheitsorganiſation dürſe nicht von Vereinsmeierei
unterdrückt werden.

Hierauf wird in die Beſprechung über die Lage auf dem Tarif-
gebiet eingetreten. Da eine grundſätzliche Ausſprache über die
Tarif gemeinſchaft voraufgegangen iſt. werden im weſentlichen
praktiſche Fragen zur Behandlung ſtehen. Die Erörterungen er
folgen in geſchloſſener Sitzung.

Ergebnis der Reichstagswahlen
für die ASPD.

Nunmehr liegt das amtlich feſtgeſtellte Wahlreſultat vor. Nachſtehend
geben wir einen Ueberblick, wie ſich die 4895217 für die USPD. ab
gegebenen Stimmen auf die einzelnen Wahlkreiſe verteilen, welche
Genoſſen in den Wahlkreiſen gewählt und welche durch Liſtenverbindung
oder vermittels der auf die Reichsliſte übertragenen Reſtſtimmen in den
Reichstag gelangten:

Sozialiſierung ſei nicht da. Die Tarif gemeinſchaft erfordere eine
gründliche Umgeftaltung. Es käme jedoch nicht auf die Form
ſondern auf den Jnhalt an. Mit Verſtändnis könne man auch
aus der jetzigen Tarif gemeinſchaft manches herausholen. Redner
weiſt auf die beſtehenden Gegenſätze in der Rätefrage hin und
führt aus, daß ein praktiſcher Mittelweg gefunden werden müſſe.
das ſei zunächſt einmal geſchehen durch die Einſetzung der Kom-
miſſion. Jn längeren Darlegungen wendet ſich der Redner unter
ſteigendem Widerſpruch und öfteren Unterbrechungen gegen die
Ausführungen des Kollegen Böttcher und ſchließt ſeine Ausführun-
gen unter demonſtratiwem Veifall der Mehrheit.

Damit iſt die Ausſprache über die Referate Fülle und Böttcher
beendet. Es folgen eine große Anzahl perſönlicher Bemerkungen.

Die zu dieſem Tagesordnungspunkt geſtellten Anträge werden
einer Kommiſſion überwieſen, die nach ihren Beratungen dem
Plenum ihre Vorſchläge unterbreiten wird.

Glaſer (Berlin, Verbandsvorſtand) berichtet über die geſtellten
Anträge zum Statut.

Die Anträge zum Unterſtützungsweſen werden einer Kommiſſion
überwieſen. Die Vorlage des Verbandsvorſtandes zum Unter-
ſtützungsweſen wird gegen die Stimmen der Oppoſition zur Grund
lage für die Kommiſſionsverhandlungen genommen.

Jn der Nachmittagsſitzung ſteht die
Schaffung einer Lehrlingsordnung

zur Verhandlung. Seitz (Berlin) berichtet über die hierüber im
Verbandsvorſtand gepflogenen Verhandlungen. Zu dem ror-
gelegten Entwurf eines Statuts für eine Lehrlingsabtei ung
liegen eine Anzahl Abänderungsanträge vor.

Dreßler (Leipzig, Bildungsverband der Deutſchen Buch-
drucker) berichtet eingehend über die Vorlage des Verbands-
vorſtandes zur Schaffung einer Lehrlingsabteilung und über die
von der vom Tarifausſchuß eingeſetzten Lehrlings kommiſſion auf
geſtellten Lehrlingsordnung ſür das deutſche Buchdruckgewerbe.
Dieſe Lehrlingsordnung ſei nicht nur von ſchaffenden Männern der
Arbeit, ſondern auch von Pädagogen eingehend beraten worden.

Jn der Diskuſſion wendet ſich Böttcher (Leipzig) grundſätz
lich gegen die Gründung einer gewerkſchaftlichen Lehrlingsabtei-
lung und legt folgenden Antrag vor:

„Der Verband der Deutſchen Buchdrucker iſt grundfätzlich be
reit, die Lehrlinge in die Organiſation aufzunehmen. Die
Generalverſammlung lehnt jedoch eine Zuſammenfaſſung der
Jugendlichen in einer beſonderen Lehrlingsabteilung ab. Sie
betrachtet die von der Jugend ſelbſt geſchaffene und geleitete
roletariſche Jugendbewegung als die richtige Organiſation allerFugendlichen*

v

Es kommen noch eine Anzahl Redner zum Worte, die teils V
für, teils gegen die Lehrlingsabteilung ſprechen. Von der Oppo
ſition erklären ſich grundſätzlich gegen die beſondere Lehrlings
abteilung Poſchmann (VBerlin) und Gabbey (Berlin).

Sechſter Verhandlungstag.
Nürnberg, 19. Juni 1920.

Lehrlingsordnung wird, nachdem ein Antrag
Debatte angenommen wurde, eine Kommiſſion eingeſeßtt.

der Tagesordnung über die Sparten-Anträge.

verſammlung und gibt feine Erfahrungen über die ungariſchen
Tarif- und Organiſationsverhältniſſe bekannt.

Seitz (Berlin) dankt dem Redner und trägt ihm die Grüße
der Generalverſammlung an die ungariſchen Kollegen aut

Zur Begründung der Spartenanträge ſpricht im Auftrage ſämt
licher Zentralkommiſſionen der Sparten Kollege Vierath Ver perſonal der BarmenSchwelmMilſper Straßenbahn iſt wegen

Redner begründet in eingehenden Darlegungen einen von neuer Lohnforderungen in den Streik getreten. Eine Ausdehnunglin).
fämtlichen der Generalverſammlung voraufgegangenen Sparten des Streiks iſt mit Sicherheit zu erwarten.

beträgt 455 31 7.

gewählt. 2
Für die Beratung der Statuten der Lehrlingsabteilung und der und Genoſſen ſind auch in den Wahlkreiſen gewählt Toni Sender,

Metaſlarbeiterſtreik in Malnz. Die geſamte Arbeiterſchaft des
Werkes r der Maſchinenfabrik Augsburg-Nürnberg
A. G. und des Heddernheimer Kupferwerkes, Werk Guſtaveburg,
traten in den Ausſtand es handelt ſich um etwa 2000 Mann.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 22. Juni 1920.

Wie Thiele die Wahrheit vergewaltigt!
un Fnoſſe Paul Driebuſch, Mitglied des Kreistages, ſchreiht

Anläßlich der Vorkommniſſe auf den beiden letzten Kreistagen
des Saalkreiſes verbreitet der kommiſſariſche Landrat, Herr Adolf
Thiele, in einer Kette von Verdrehungen in hieſigen Zeitungen Ve-
richte, die von mir als geſetzlichen Vertreter des Kreisausſchuſſes
nicht unwiderſprochen bleiben dürfen.

Herr Thiele behauptet, die letzte Sitzung des Kreistages ſei regel
recht den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechend einberufen, wag
auch die Herren von Zakrzewſti und der Kreisſyndikus Herr Dr.
Hauswald beſtätigt hätten.
Thiele noch einer der beiden
des S 121 der Kreisordnung ein entſcheidendes Urteil abzugeben in
der Lage ſind. Die Entſcheidung über die Rechtslage dieſes Streit
falles bleibt vielmehr dem Vezirksausſchuß bzw. dem Herrn Regie-
rungepräſidenten überlaſſen.
Verbindung mit dieſem Streitfall von Herrn Thiele daran ge
knüpften Kombinationen noch weiter einzugehen.

X 13 Gerr 9 e tWo t e (Verlin) bittet um prinzipielle Klärung der Sparten sie ſachliche Moment, das Herr Thiele in den veroffentlichten

Hierzu ſei bemerkt, daß weder Herr
anderen Herren über die Auslegung

Es wäre deshalb müßig, auf die in

Das war das

richten vorgebracht hat. Trotzdem hat er die Stirn, den Un
abhängigen und deren Wortführern Mangel an Pflichtgefühl in
der Oeffentlichkeit vorzuwerfen, und zwar nur, weil ſie die Geſete
und die Mehrheitsbeſchlüſſe des Kreistages durch
reſpektiert wiſſen wollen. Der größte Teil ſeines Elaborats jedoch
ſind mehr oder weniger angenehme Ergüſſe über Ausſprüche, die
mir Herr Thiele, als Meiſter der Verdrehungskunſt in den Mund
zu legen verſucht.
Broterwerb verängſtigten alten Mannes ſind verzweifelte Rettung
verſuche eines Ertrinkenden, der ſich vor dem Erſauſen noch an
jeden Strohhalm zu klammern verſucht.

Dieſe perſönlichen Angriffe eines um ſeinen

Ja, wie war es denn, als die Regierung den Kreis aufforderte,
die nötigen Schritte zur Neubeſeßung des erledigten Landrat--
poſtens vorzunehmen, hat da nicht Herr Thiele in einer Rückſprache
mit dem Unterzeichneten und dem jetzigen Kreisdeputierten Alhre- t
beinahe kniefällig gebeten, ihm bei dem Vorſchlag für den Land-
ratspoſten eine Brücke zu bauen, mit dem durchſichtigen Hinweis,
daß er allzu gerne noch einige Jahre den gutbezahlten Poſten eines
Landrats
großem Pathos geſprochenen Worte ſind da von ihm gefallen: Falls
nicht die unbedingte Mehrheit der

des Saaltreiſes verunzieren möchte? Folgende mit

e n ni un Kreistagsmitglieder für miche g ſtimmt, bin ich keineswegs gewillt, als überzeugter Demoklrat nochS e e Durch Liſten- e weiter der Lückenbüßer der Regierung gegen den Willen der Mehr-
Wahlkreis Gewählte s Verbindung 5 heit des Kreistoges im Sanltretſe n ſein. zyerner pragte er im

J z Abgeordnete S gewählt weiteren Verlauf dieſer von ihm geſuchten Ausſprache folgenden
s G J klaſſiſchen Satz: „Wenn mich natürlich die bürgerlichen Vertreterdes Kreistages wählen würden, wäre ich unſterblich blamiert.“

Nun vereinigten ſich die geſamten 11 bürgerlichen Stimmen auf
1. Oſtvreußen ſeine „blamierte“ Perſon bei dem Vorſchlag für den neu zu beſetzen-n 2. Verlia 456667 u den Landratspoſten. Vier von dieſen, und zwar die maßgebendſten

Georg c Herren, ſtimmten wegen ſeiner unglaublichen Millionenflunkerei
Artur Friſvien nun aber auch gegen den Haushaltsplan. Trotzdem bringt HerrDr. Thiele, alle Grundſätze der Demokratie verhöhnend, die Saalkreis-r Wange 36637 rerwaltung auch weiterhin in Mißtredit. Es ſcheint bei ihm der

3 Votésdam 251948 Fritz Zubeit Grundſatz zu gelten, erſt der Broterwerb und dann die Jntereſſen
Ernſt Däumig des Kreiſes. Herr Thiele verweilt ſich ferner über meine Tätig-
Dr. Löwenſtein keit als Amtsperſon und behauptet, daß ich ſchon mehrn diJ x 42 9 V iel C U t )rmals em A4 PVotddam i n rege oers Sorgfalt bätte vermiſſen laſſen, von der das amtliche Eingreifen

Daul Hrutt getragen ſein ſoll. Es handelt ſich hier zunächſt. um eine vor-
Frieda Wulf läufige Beſchlagnahme on ungefähr 4 Zentnern Wurſtwaren, die
1 Staab 18029 „ſchätzungsweiſe auf ein Gewicht von 6 Zentnern angegeben wur5. Frankfurt a. O. 1co68 Franz Kotzke 50066 Marie Kerich 8095 den Das Unterſuchungsergel nis des hygieniſchen Inſtituts hat

V 6. Vommern tosts Aen m 90316 einwandfrei feſtgeſtellt, daß der größte Teil dieſer Wurſtwaren,
mr o äh und zwar 110 Stück, aus Rindfleiſch hergeſtellt und die Wurſte 4 und zwar Stück, aus Rindfleiſch hergeſtellt und die W9 J. dw 994 itkegmen re *5626 Dr. Herzteld 544 on feiner Qualität ſei. Der Wurſtmacher hat bei der erſten amt-

v o. einer so ewig z Nee lichen Vernehmung ausgeſagt, dieſe Würſte ſeien aus im freien
mm twi Handel erworbenen Ziegenfleiſch hergeſtellt äter brbenen Ziegenfleiſch hergeſtellt, ſpäter hat er ſichV 10. en b. dahingehend verbeſſert, er hätte erſpartes rationiertesvu l. Magdeburg 188292 38299 Adolf Myreght Rindfleiſch zur Anfertigung dieſer Würſte verwandt. Alle

12. Merſeburg 310929 Friy Kunert dieſe Tatſachen ſind Herrn Thiele amtlich bekannt. Trotz der
gild. Ko Widerſprüche des Fleiſchers hat Herr Thiele dieſe Rieſenmenged. Koenen

Bernh. Düwell Wurſtwaren freigegeben, wogegen ſich der Unterzeichnete an das
Sia erig 10975 Landespolizeiamt beim Staatskommiſſar für Volksernährung mit

13. Thüringen 324827 Wilbetm Vock einer Beſchwerde wandte. Meine Behauptung, daß Herr Th. einen3 Seinr. Merrhof Nebenherbericht zu einem Geheimbericht über meine Tätigkeit als
Dr. Roſenfeld Amtsvorſteher während des Kapp-Putſches an den Herrn OberMat Wurm o präſidenten abgeſandt hat, halte ich im vollen Umfange aufrecht.
Emil Höllein 24527 13735 u 9 d 4Daß fer das nannte Amts und Verordnungsblatt ent-VI 14. Schleéw.-Holſt, Daß ferner das ſogenannte Amts- und Verordnungsblat15. Hamburg 34515 Herm. Reich 24518 26313 gegen den alleinigen rechtsgültigen Beſchluß des Kreisausſchuſſes

16. Weſer-Ems 103743 Alfr Henke 43743 erſcheint, beſtätigt Herr Thiele ſelbſt durch feine Deamten, die17. Hannover- oft z2942 s2042 Wilh. Bard Gemeindevorſtehern gegenuber, welche dieſes zu Unrecht er-
18. Hannover- Süd 158872 Karl Eckardt ſcheinende Amtsblatt zurückweiſen, erklären, daß es vom Land-

Karl Aderhold 8372 44657 rat als Staatsbeamten und nicht vom Kreisausſchuß herausgegeben
x 10 Weiſtfalen-Nord 60947 Joſeph Ernſt 20847 werde. Herr Thiele behauptet ferner, die Ortsgendarmen ſeien

20. Weſtfalen Süd 231199 Le des den Anmtsvorſtehern gleichgeſtellt. Jch kann ihm nur in ſeinem
Wal Detinghaus 51199 Heinr. Piper Ia Intereſſe empfehlen, ſich die einſchlägigen Beſtimmungen und Ver-

x 21. Heſſen Raſſan 139321 R Dißmann m Jrag r ehe er noch le WirrnisToni Sender 19321 ſat. Als letzten CErquß über mich ſchreibt Herr Thiele: Schließ-
22. Heſſen- Darmſtadt 72420 Gg. Beckmann 12429 31741 lich hat Herr Driebuſch behauptet, ein Vertrauensmann auf dem

X 25 Köln-Nachen 70630 Ph. Frieß os0 Ernährungsgebiete habe einem Ortsvorſteher 600 Mark bar auf
24. Koblenz-Trier 29669 29969 4c0 den Tiſch gelegt. Trotz Aufforderung, den Namen zu nennen, ſei

x 28. Düſſeldorſ-Oft 317786 anet Sore ich die Antwort ſchuldig geblieben. Herr Thiele verſchweigt hier
tto Braß efliſſentlich. daß ich mich bereit erklärt habe, hierzu in der näch-Herm Merckel ge 9 i i t t l 5 uJ Noſemann ſten Kreisausſchußſitzung Stellung zu nehmen. Alle dieſe gegenSauerbrei u mich aufgeführten Argumente fallen als Produkt eines angſtgequäl-2. DüſſeldorſWek s8816 Wal Stöcker 38324 566002 ten Mannes, der die Folgen ſeiner geübten Demagogie im Kreis

x 27. Poerbavers n d 71 um parlament des Saalkreiſes über hereinbrechen ſeht, haltes
25. Niederdayern h e h A0 s ſich zuſammen. Es ſei noch bemerkt, daß es Herr Thiele unter-
29 Franten b goſedd Simon laſſen hat, zu erwähnen, daß der Kreisausſchuß vor reichlich vier

J den Sen. 550 h Fritz Soltmanx n einen Ausſchuß zur Nachprüfung der Kartoffelgeſchäſte des
30. Pfalz s8625 n s4710- Herrn Thiele gewählt hat. Bis heute iſt dieſer Ausſchuß noch

XVI 81. Treeden- Bangen 18308 Herm Fletf nern nicht benachrichtigt, wann er ſeine Reviſion, die feſtſtellen wird.
r Schirmer W um welche erhebliche Summen der Saalkreis durch die Geſchäfts

33. Leipzig e vraktiken des Herrn Thiele geſchädigt wurde, beginnen kann.520 F Geyer egriy Seeger Angeſichts all dieſer Tatſachen heißt es jetzt, fort mit dieſem
Sipirſt 55 Dilletanten und Poſtenkleber, damit im Saalkreis endlich wieder

c 2 z J 8Kari Ryfel geſunde Verhältniſſe Platz greifen. Paul Driebuſch, Kreistags-
Wär teinderg 14 ge auv W e Be Lwt 4n in 5230 Artur CriſpienHerm. Kemmeltr 25230 Thiele zum Laudrat ernannt.

29653 1 5 V Gr 34235. Vaden 102965 Adolf Gec *226 Adoif Schwarz 8195) Die Ausführungen des Gen. Driebuſch waxen bereits in Satz ge
mr

Abſtimmungsgebiet. Hat micht gewählt

Die Summe der auf die Reichsliſte übertragenen Reſtſtimmen
Demnach ſind von der Reichsliſte 7 Kandidaten

Von denen auf der Reichsliſte verzeichneten Genoſſinnen

Demnach gelangen

Gewerkſchaftliches.
Straßenbahnerſtreik in Barmen. Das Fahr und Werkſtätten-

Nun wird er erleichtert aufatmen! Es
an der Staatsfutterkrippe. Was kümmert's ihn, wenn dabei noch der
letzte Reſt aller demokratiſchen Grundſätze zum Teufel ging. Freilich

klinik des Herrn Prof. Grouven berichtet.
Bericht eines Genoſſen über die Ernährungsverhältniſſe im Ge-
neſungsheim des Knappſchaftevereins vor, das den wunderſchönen
Namen „Bergmannstroſt“ hat.
troſt“ ſoll fich der kranke Bergmann zu neuer Arbeit ſtärken und

erholen.
pflegung dazu, wenn ein ſiecher Körper wieder zu Kräften kom

geben, als wir erfuhren, daß Thiele zum Landrat ernannt wurde.
iſt erreicht! Er ſitzt verſorgt

dürfte ſeine Freude nur von kurzer Daner ſein, denn die beiden letzten
Kreistagsſitzungen haben klar und deutlich gezeigt, daß unſere Genoſſen

auf Schluß der Wilhelm Dittmonn, Dr. Herzfeld, Friedrich Puchta, Dr. Moſes, Frieda nicht gewillt ſind, ſich noch weiterhin die Machenſchaften des Dem
Wulff, Paul Sauerbrei und Jnlins Hoſemann.

Olberg (Verlin, Verbandsvorſtand) berichtet unter Punkt 5 durch die Reſtſtimmen in den Reichstag die Genoſſen Lorenz Breunig,
Dr. Hertz, Dr. Kurt Geyer, Hans Mittwoch, Georg Barthele, Arno

Rothenſtein (Budapeſt) verabſchiedet ſich von der General Bruchhardt und Hans Plettner.

agogen Thiele gefallen zu laſſen.

Noch eine „Muſterklinik“.
Wir haben kürzlich über die unglaublichen Zuſtände in der Hant-

Nun liegt uns der

Jn dieſem „Bergmanns-

Es gehört aber in erſter Linie eine gute, leidliche Ver

Herrn Thiele

ich alle
ihren Ar
machen.
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men ſoll. Ueber die Behandlung durch die Aerzte und deserſonal ſpricht ſich der Genoſſe durchaus oben aus. Dieſ
ich alle Mühe, den Kranken in jeder Hinſicht u helfen und ihnea Aufenthalt in der Anſtalt ſo angenehm wie mieglic z.

achen.
Die Verpflegungsverhältniſſe dagegen ſpotten jeder Beſchreibung.

Der Wochenſpeiſezettel beſreht ans vollſtändig verſandetem,
ſchlechtem Spinat und Salat, Bohnen mit einer Anzahl von
Käfern, ungenießbarem Zeng, das auf BVefragen für Pilze aus-
gegeben wird, fünf Pfund faulen Kartoffeln, von denen höchſtens
zwei Stück genießbar ſind, 185 Gramm Brot und einem Brötchen
welches ſtatt 50 Gramm kaum 39 Gramm wiegt. Auch gab es
einmal fünf Tage klang ungenießbaren Käſe.
am ſechſten Tage zuviel wurde,
mußten ſie ihr Brot trocken eſſen.
ſah, daß die Kranken es mit ihrem Proteſt ernſt nahmen, gab es
etwas Butter. An Küchenperſonal fehlt es nicht. Den Jnſpektor
ſpielt ein Oberſtleutnant a. D., der ſich aber nicht im geringſten
um die Jnſaſſen kümmert. Auf der Station hat ſich der Herr
Oberſtleutnant liberhaupt noch nicht ſehen laſſen. Er kann jieden-
falls den Proletariergeruch nicht vertragen. Als die Patienten
einmal wegen der „Vohnenſuppe mit der Käfereinlage“ bei ihm
vorſtellig wurden. bedauerte der ſoziale Herr Inſpektor nicht eiwa
die hungernden Proletarier, ſondern. daß die Vohnen ſo teuer
ſeien. Den Kranken wurde ſchließlich Erſatz zugeſagt und ſie er-
hielten ein Stück trockenes Brot! Unſer Genoſſe ſchreibt zum
Schluß: „Jch appelliere an alle Mitglieder des Knappſchafts-
vereins, Stellung zu nehmen, daß das Wenige, das den Kranken
bei den jetzigen Zeiten zuſteht, wenigſtens im genießbaren Zuſtande
rerabfolgt wird und nicht, doß die ſchwerbetroffenen Angehörigen
durch die mangelhafte Beköſtigung ihres Ernährers noch Eſſen von
Hauſe mithringen müſſen Der Beitrag zur Knavpſchaftsfaſſe iſt
reichlich hoch genug, daß die Kranken wenigſtens genießbares Eſſen
erhalten.“

Ob jetzt das Verſicherung amt endlich einmal die Zuſtände in
den beiden Muſterkliniken unter die Lupe nimmt? Dieſe Schäden
müſſen im Jntereſſe der Volksgeſundheit ſofort beſeitigt werden.
Es genügt nicht. daß ein Oberſtleutnant Inſpektor iſt. Es wäre
beſſer. der Knappſchaftsverein hätte einen einfachen Berqmann,
der für die Leiden feiner Vollsgenoſſen Mitgefühl und Verſtändnis
hat, als Verwalter angeſtellt, als einen preußiſchen Offizier. Die
Fürſorge dieſer Herren um den „gemeinen Mann“ iſt aus der
Kriegszeit genugſam bekannt.

Pflege
e geben

Erſt nachdem die Verwaltung

Metallarbeiter. Die heutige Sitzung der Betriebsräte und
Vertrauenslente findet ſofo t im Anſchluß an die um s Uhr ſtatt
findende Proteſtverſammlung ſtatt. Jn der Metallinduſtrie iſt um
3 Uhr Arbeitsſchluß, ſo daß ſich jeder Funktionär anf die Sitzung
einrichten kann. Ohne Mitgliedsbuch und Kontrollkarte kein Zutritt.

Die Ortsverwaltung.
Der Zweck der Schülerſpeiſungen iſt leider in weiten Kreiſen

mißverſtanden worden. Es iſt vielfach die Anſicht verbreitert, als
ſollten die von den Quäkern ins Leben gerufenen Schüler
ſpeifungen eine Mahlzeit erſetzen. Es iſt dies jedoch nicht der Fall,
vielmehr ſoll die in der Schule verabreichte Speiſe eine Beigabe
zu der ſonſtigen Ernährung darſtellen. Es ſollen die Kinder zu
Hauſe gleich viel Nahrung erhalten, wie ohne die Speiſungen in
der Schule. Fällt eine Mahlzeit fort, dann kann ſelbſtverſtändlich
durch die von den Quäkern verabreichte Nahrung der unter-
ernährte Zuſtand der Kinder und ferner der in Frage kommenden
Erwachſenen nicht behoben werden. Die Speiſungen ſollen mög-
lichſt viele unterernährte Kinder, bevor die Wirkung der neuen
Ernte eintreten kann, vor einem weiteren Zurückgang des Er-
nährungszuſtandes bewahren. Darüber hinaus ſollen ſie die
Körper der Kleinen kräftigen. Es ergeht an alle Eltern der
Kinder, die geſpeiſt werden von der Kommiſſion der Schüler-
ſpeiſungen die Bitte, ihren Erfolg auch ihrerſeits noch nach Kräften
zu fördern und ja den Kindern keine ſonſt für ſie beſtimmten
Nahrungsmittel zu entziehen. Bei dieſer Gelegenheit ſei nochdarauf hingewieſen, daß die Herabſetzung der Raheungsmenge

vielfach im Sinne einer Verringerung des Geſamtnährwertes der
verabreichten Speiſen aufgefaßt worden iſt. Jn Wirklichkeit iſt
nur das Volumen der Nahrung vermindert worden, dagegen nicht
der Nährwert.

Warnung vor einem Schwindelunternehmen. Eine auswärtige
Firma vertreibt ſeit einigen Tagen in einzelnen Stadtteilen ſogen.
Kochgas-Regnlierer und -Sparer und verſucht den Eindruck zu er-
wecken, als ob dies im Einverſtändnis mit der Verwoltung der Gas-
und Waſſerwerke geſchehe. Die Verwaltung ſteht aber, wie ſie uns
mitteilt, der Sache völlig fern; ſie warnt im Gegenteil vor Ankauf,
weil eine Erſparnis an Gas dadurch nicht erzielt werden kann.

Eine Verbeſſerung der Lage der Kriegshinterbliebenen wird
ab 1. Auguſt dieſes Jahres injofern eintreten, daß allen Hinter-
bliebenen der Unterklaſſe eine Verbeſſerung ihrer Bezüge zuteil wird.
Es ſollen ihnen nämlich von dieſem Zeitvunkt an jene Bezüge aus-
gezahlt werden, welche nach dem neuen Reichsverſorgungsgeſetz einer
erwerbsfahigen Witwe ohne Ausgleichszulage zuſtehen. Eiue Witwe
ohne Kinder wird alſo vom l. Auguſt ab etwa 140 Rk., eine Witwe
mit einem Kind etwa 210 Mk. monatlich erhalten uſw. Die nach
dem neuen Geſetz noch fehlenden Beträge, welche z. B. bei erwerbs-
uufähigen Witwen ſehr ins Gewicht fallen, werden den Hinterbliebenen
nachgezahlt, ſobald ihre endaültige Rentenfeſtſetzung erfolgt iſt.

Die Erhöhung der Renten in der Jnvalidenverſicherung.
Durch das Geſetz vom 20. v. M. ſind die Invaliden Kranken-
und Altersrenten um monatlich 10 Mk. mit Wirkung vom 1. Juli
an erhöht worden.
der nächſten Rentenzahlung mit Quittungen erſcheinen, die auf
die Rente nebſt 30 Mk. Zulage lauten. Bei den Witwenrenten
beträgt die Erhöhung monatlich 5 Mk. und die Quittungen müſſen
demnach auf den Betrag der Rente nebſt 15 Mk. Zulage lauten.

Wenn ſind, müſſen ſichnotwendig bei
Anſpruch auf

die Quittungen nicht richtig ausgeſtellt
der Auszahlung Weiterungen ergeben.
dieſe Rentenerhöhung haben insbeſondere die

Kriegsbeſchädigten und die Kriegshinterbliehenen, die demnächſt
Grund des kürzlich veröffentlichten Reichsverſorgungs Ge-un

ſetzes höhere Bezüge erhalten als bisher, ſie bekommen aber bis
zum Jahresſchluß noch die früheren Rentenzulagen. Demnach
haben die Kriegsinvaliden die Quittungen wie bisher über den
Rentenbetrag nebſt 20 Mk. Inulage und die Kriegswitwen über
den Rentenbetrag nebſt 10 Mk. Zulage auszuſtellen. Wenn ihnen
auf Grund von Quittungen über einen höheren Zulagenbetrag
dieſer bei der Poſt ausgezahlt werden ſollte, würde das zu viel
Gezahlte hi der nächſten Zahlung abgezogen werden.
Geſetz vom 20. v. M. ſind auch für die Waiſen, die nicht Kriegs-
vaiſen ſind, Rentenzulagen von monatlich 10 Mk. eingeführt
worden. Dieſe Zulagen werden aber erſt ausgezahlt, nachdem den
Cmpfangsberechtigten beſondere Nachricht von der Landesver-
ſicherungsanſtalt zugegangen iſt, und zwar nachträglich für die
Zeit vom 1. Juli an. Jn ihre Qnittungen iſt alſo bis zum Emp-
fang dieſer Nachricht nur der Monatsbetrag der Rente ſelbſt ein-
zuſtellen.

Ruſſiſche Krieczetfangene dürfen ſich nach einer Bekannt-
machung der Veit O waltung nicht ohne Ausweispabiere außer
halb ihrer angewie nen Wohnung aufhalten und ſich nicht bei
Privatperſonen einmieten.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft,
Halle. Acker Saglanger, Pächterverſammlung Freitag, 25. Juni,
abends 8 Uhr, im Lindenhof. Acker Delitzſcherſtraße I. Pächter
verſammlung Freitag. 25. Juni, abends 8 Uhr, im Oſtſtädter Ge-
ſellſchaftshaus, Büſchdorfer Straße.

Die Nachnunterſuchung der am 11. und 18. d. M. aus der
c MSchweiz zurückgekehrten Kinder findet am Mittwoch, den 23. d. M.

um 12 Uhr im ſtädtiſchen Geſundheitsamt, Schmeerſtraße l, ſtatt.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abend 724 Uhr wird das
Vühnenſpiel Die Bürger von Calais von Georg Kaiſer wiederholt.
Am Mittwoch findet wegen Vorbereitung zu Meiſterſinger von
Nürnberg keine Vorſtellung ſtatt. Die Mittwoch-Stammkarten
gelten am Sonnabeand, den 26. Juni. Donnerstag abend 6 Uhr
(ſechs Uhr) in neuer Einſtudierung Die Meiſterſinger von Nürn-

Als es den Patienten Vorſtands-
ind ſie den Käſe zurückwieſen, Kaſſenabend.

Die Empfänger dieſer Renten müſſen alſo bei

Keinen

Durch das n, h
heit, ſeine tönenden Reden hier in die Tat umzuſetzen, nicht benutzt.

berg. Freitag Emilia Gakotti von Leſſing, Sonnabend abend
S Uhr im Mitiwoch- Abonnement Die PMeiſterſinger von Nürnberg.
Sonntagnachmittag Volksvorſtellung Flagchsmann als Erzieher.
Sonntag abend Das Dreimäderlhaus. Montag Die Afrikanerin.
Die Er r T r r von Nürnberg. DieStammkarten gelten am Montag, den 28. iſtellung Die Afrikanerin. g unt. aur Vor

Vereins und Vergnügungs-Anzeiger.
Jnter nationaler Bund der Kriegsbeſchädig-

ten und -hinterbliebenen (Ortsgruppe Halle). Morgen,Mittwoch, abend 752 Uhr in Hübners Reſtaurant, Kurze Gaſſe,
unktionär- und Arbeitsausſchußſitzung, ſowie

Pflicht aller Funktionäre iſt es, in dieſer Sitzung
zu erſcheinen. Gleichzeitig machen wir bekannt, daß der Sieno-
tachhgraphie- Kurſus am Montag, den 28. Juni, abends s Uhr, in
der alten Volksſchule, Neue Promenade, ſeinen Anfang nimmt.

Ammendorf. Die Gemeinderatswahlen der ver-
einigten Gemeinden fanden am Sonntag, den 20. 6., ſtatt. Es
wurden, wie wir bereits mitteilten, für Pilger (USP.) 36
Stimmen abgegeben. für Trobitzſch 1190 Stimmen und für
Habermann (SP.) 3560 Stimmen. Bei reichlicher Stimmenthal-
tung und trotz aller Hausagitation der Bürgerlichen, iſt es Dant
der Auß erſt gut eingerichteten Kleinarbeit gelungen, das Ziel zu
erreichen, das ſich die USP. geſteckt hatte. Die Proletarier aber,
die mit auf der Liſte der Bürgerlichen kandidierten, ſollten merken
wuzu man ſie benutzt hat. Nur die wiſſen am beſten, was den
Proietariat (und dazu gehören auch die Kopfarbeiter) nottut
we. be Not und Elend am eigenen Leibe durchkoſtet haben.
Die USP.- Vertreter wiſſen genau welche ſchwierigen Aufgaben
ſie erwarten doch ſie werden zeigen, daß es ihnen ernſt iſt, für
das arbeitende Volk unermüdlich zu wirken. Sie werden das Ver
trouen, welches ihnen die Wählerſchaft entgegengebracht hat, z
wuüurd:gen verſteben.

Löbejün. VRergmannslos. Jm Steinkohlenwerk Plötz ver-
nglückten beim Geſteinsſchießen durch Verſagen eines Schuſſes die

Lergarbeiter Friedr. Zabel ſen. und Friedr. Münzner ſen. von
Löbejün und Paul Welſch von Wieskau. Die beiden erſteren trugen
ſchwere Augenverletzungen, Welſch einen Beinbruch davon. Zabel
hat außerdem noch eine ſehr ernſte Beſchädigung des Kehlkopfes
Wenn auch Lebensgefahr nicht vorliegt, ſo haben doch Zabel und
Müngzner den Verluſt eines Auges zu beklagen. Ein vierter
Kamerad blieb unverletzt.

Aus der Provinz.
An die Gewerſkſchaftskartelle des Bezirks!

Werte Genofſſen! Hierdurch bringen wir zur Kenntuis, daß die
vertagte

Kartell- Konferenz
nunmehr am Sonntag, den 27. Juni, vormittags 9 Uhr, in
Volksvark zu Halle, Burgſtraße 27, ſtattfindet. Wir erſuchen
die Kartelle, zur Konferenz Stellung zu nehmen und für gerigure
Delegation Sorge zu tragen. Jedes Kartell muß vertreten ſein.
Weitere Mitteilungen erfolgen nicht.

Der Bezirksvorſtand.
J. A. Paul Gröbel, Halle, Harz 42-44.

Der Streik im Leunawerk.
Zum Streik der Angeſtellten des Leunagawerkes

erfahren wir noch folgendes: Jn ihrer Verſammlung vom 18. Juni
beſchloſſen die Angeſtellten mit 1042 gegen 14 Stimmen in den Streik
zu treten. Den Grund dazu bildet die Ablehnung des Schieds-
ſpruches des Arbeitsminiſteriums durch den Arbeitgeberverband der
chemiſchen Jnduſtrie, Sektion Vb. Seit etwa einem Vierteljahre
ſchweben die Verhandlungen zum Abſchluß eines Bezirkétarifes
Da eine Einigung nicht zu erzielen war, wurde von den Angeſtellten
das Arheitsminiſterium angerufen. Der von dieſem gefällte
Schiedsſpruch wurde vom größten Teil der Werke angenommen.
Die Angeſtellten des Leunawerkes lehnten ihn ab, weil die Mit-
beſtimmungsrechte durchaus unzureichend waren und die Gehalts-
ſätze derart, daß ein großer Teil der Angeſtellten monatlich 100 bis
950 Mk. weniger verdiente als der entſprechende Arbeiter. Die
Direktion bot den Angeſtellten hierauf an, die Sätze um dieſe Be-
träge zu erhöhen, wenn ſie ſtatt der tariflichen 45 Stunden wöchent-
lich 48 Stunden arbeiten wollten. Dies Angebot wurde mit ver-
hältnismäßig ſchwacher Majorität angenommen.

Als aber nach einigen Tagen die Ablehnung des Arbeitgeberver-
bandes bekannt wurde, die ſich hauptſächlich auf die Mitbeſtimmung
und Gehaltsſätze an weniger teuren Orten erſtreckt, wurde die An-
nahme wieder rückgängig gemacht, und der Direktion der Proteft der
Angeſtellten durch eine wuchtige Demonſtration kund-
gegeben. Gleichzeitig wurde in Form eines Ultimatums verlangt,
daß der Arbeitgeberverband den Schiedsſpruch anerkenne und
außerdem eine Teuerungszulage von 250-300 Mk. zu den Tarif-
gehältern als Aufrundung auf die Arbeiterlöhne und in Anlehnung
an ähnliche Zugeſtändniſſe im Stammhaus Ludwigshafen gewähre.

Nach Ablauf des Ultimatums teilte die Direktion mit daß die Zu-
ſtimmung des Arbeitgeberverbandes nicht zu erreichen war, daß aber

am Montag, den 21. Juni, in Berlin noch einmal über den Schicds-
ſpruch verhandelt werden ſolle. Die Forderungen bezüglich der

Teuerungszulgge ſeien dem Arbeitgeber-Verband übermittelt, der
darüber zu befinden habe. Jm übrigen erklärte ſich die Direktion
bereit, den Angeſtellten einen Vorſchuß zu zahlen in Höhe der Diffe-
renz zwiſchen den gezahlten und den im Tarif feſtgeſetzten Ge-
hältern.

Den Angeſtellten wurde dies mitgeteilt, dieſe waren jedoch mit der
erneuten Verzögerung der Farifangelegenheit nicht einverſtanden

und beſchloſſen, in den Streik zu treten, zumal kaum anzunehmen
iſt, daß die Verhandlungen über die Teuerungszulagen einen

nennenswerten Erfolg zeitigen werden.
Die Angeſtellten gehören einem erheblichen Teil noch den

bürgerlichen Parteien an. Die Entwicklung des Wirtſchaftslebens
hat aber auch hier dazu geführt. daß die Angeſtellten zur Erlangung
ſhrer Rechte zum letzten gewerkſchaftlichen Mittel greifen mußten.
Der Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeit iſt eben ſtärker als alle
bürgerlichen Phraſen. Herr Nikolaus Schäfer, der deutſch

nationale Retter der Angeſtellten, hat ſeltſamerweiſe die Gelegen-

Sangerhauſen. Das Volksblatt Publikationsorgan der
Behörden. Der Parteivorſtand der USP. hat beim Moagiſtrat
den Antrag geſtellt, die amtlichen Bekanntmachungen auch im Volksblatt
zu ver öffentlichen. Wenn dem Antrag ſtattgegeben wird, iſt den
Wünſchen der Arbeiterſchaft Rechnung getragen. Seit langer Zeit
empfinden es die Arbeiter als eine Schmach, daß ſie die Sangerhäuſer
kapitaliſtſchen Zeitungen wegen der amtlichen Bekanntmachungen noch
in ihren Wohnungen dulden müſſen. Der Magiſtrat und die Stadt-
verordneten müſſen daher der Arbeiterſchaft entgegenkommen, man
darf ſie nicht mehr wie Menſchen zweiter Klaſſe behandeln. Jm
übrigen kann das Volksblatt genau wie die hieſigen arbeiterfeindlichen
Zeitungen darauf Anſpruch machen, von den Behörden berückſichtigt
zu werden. Denn das Volksblatt hat in Sangerhanſen eine anſehnliche
Zahl von Abonnenten, denen es ebenſo wie allen Arbeitern, die nicht
in der Lage ſind, zwei Zeitungen zu leſen, möglich gemacht werden
muß, ihr Organ, das Halleſche Volksblatt, zu abonnieren Magiſtrat
und Stadtverordnetenverſammlung ſind alſo verpflichtet, dem von uns
geſtellten Antrag zuzuſtimmen. Arbeiter und Arbeiterinnen, kündigt
das Abonnement der Sangerhäuſer und Kyffhäuſer Zeitung und
beſtellt das Volksblatt zum 1. Juli. Ein gleicher Antrag

liegt ſeit längerer Zeit auch beim Kreisausſchuß vor; wir hoffen, daß
der nächſte Kreistag, der ja bold ſtattfinden dürfte, ebenfalls dem
Antrag zuſtimmt. Arbeiter, Parteigenoſſen an allen Orten, agitiert
für die Partei, werbt Mitglieder und Leſer für das Halliſche Volks

blatt.

tretung darin Einblick nehmen kann. groß
gelegt, daß bei Feuersgefahr das Beſpannungsweſen in Ordnung iſt

vormittags 9 Uhr, in Sangerhauſen Preußiſcher Hof ſtattfindende
Vorſtände- Konferenz aufmerkſam. Von jedem Ortsverein
müſſen 2 Genoſſen erſcheinen. Die in der vorigen Woche aus
gegebenen Fragebogen müſſen ſofort ausgefüllt zurückgeſandt werden.

Sangerhanſen. Das Gewerkſchaftsfeſt wurde hier am
Sonntag unter ſtarker Beteiligung der organiſierten r
vegangen. Von 12 Uhr mittags an ſammelten ſich die Maſſen a
dem Marktplatz. Landrat Genoſſe Kaſparek hielt die Feſtrede, in der
er in bekannt überzeugender und eindrucksvoller Weiſe die Bedeutun
der Gewerkſchaften ſchilderte. Er wies auf die Notwendigkeit hin, da
die Arbeiter ſich feſt in den Organiſationen zuſammenſchließen, haben
doch die Unternehmer jetzt einen ſeſten Ring geichloſſen, um den Aufſtieg,
der Arbeiterſchaft abzuwehren und die Verwirklichung des Sozialism
zu verhindern. Mit einem kräftigen Hoch auf die revolutionären
Organiſationen ſchloß Genoſſe Kaiparek ſeine mit großem Beifall auf
zenommene Rede. Der ſich anſchließende prächtige Umzug durch die Stadt
verlief muſtergültig und verfehlte uicht ſeine Wirkung. Zu bedauern iſt,
daß ein Teil des Proletarigts an der Demonſtration nicht teilnahm;
die Angeſtellten wollten anſcheinend wieder einmal beweiſen, daß ſie
den Wert der Organiſation noch nicht erkannt haben. Die Sanger-
hauſer Angeſtellten und Stehkragenprotetarier werden ſchon noch ein
jehen, daß ihre Jntereſſen ohne Solidarität mit alen Arbeitsbrüdern
ſchlecht auſgehoben ſind. Angeſtelte und Beamte, wacht endlich auf
damit ihr ſeht, wo euer Feind ſteht. Schließt die Reihen, nur dur
Kampf kommt ihr zum Sieg.

Nnftrungen. Das Erwachen des Landproletariats.,
In unſerem Orte hat ſich, wie im ganzen Kreiſe, auch endlich eine
Wandlung innerhalb der Arbeiterſchaft bemerlbar gemacht. Wäh
rend bei der Wahl zur Nationalverſammlung no der größte Teil
auf die re tsſozialiſtiſchen Lockrufe hereinfiel, ſind die Arbeiter jetzt
nahezu einmütig der Unabhängigen Partei gefolgt; unlere
Stimmenzahl ſtieg von 88 auf 207, und das ohne jede örtliche Partei
organſation. Um die Wähler. die am 6. Juni der USP. in ſo großer
Zahl ihr Vertrauen geſchenlt haben, wieder in eine Organiſation
zuſammenzufaſſen, fand am vergangenen Freitag hier eine öffent-
liche Verſammlung ſtatt. Sie war außerordentlich zahlreich und
aus allen Kreiſen der Bevölkerung beſücht. Genoſſe Kaſparek
(Sangerhauſen) ſprach über die augenblickliche politiſche Lage und
die Lehren der Reichstagswahl. Er fand mit ſeinen treflenden Aus
führungen überaus günſtige Aufnahme. Rund 80 Männer und
Frauen erklärten am Schluſſe des Vortrages ihren ſofortigen Bei-
tritt zur Partei und gelobten mit Energie daranzugehen, daß im
Orte endlich andere Verhältniſſe geſchaffen werden. Das iſt
dringend nötig, denn am Tage der Wahl hat ſich gezeigt, daß der

jietzige Gemeindevorſteher ſich die Aufſtellung der Wählerliſte ziem-
lich leicht gemacht hat. wodurch eine große Zahl von Wählern um ihr
Wahlrecht gekommen ſind. Als die vorgeſetzte Behörde auf dieſs
eigenartige Amtsführung aufmerkſam gemacht und BVeſchwerde er-
hoben wurde, fühlte ſich der Herr Ortsgewaltige obendrein noch ge-
kränkt. verbat ſich jede Kritik ſeiner wie er lehauptete einwand-
freien Geſchäftsführung und legte in ſeinem Zorn das Orts-
ſchulzenamt nieder. Da das Landratsamt dem Erſuchen ohne
Zweifel ſtattgeben wird, hat die Gemeindevertretung demnächſt ein.
neues „Lberbaupt“ zu wählen. Der Fall zeigt uns aber erneut, wie
dringend notwendig die Einſichtnahme in die Wäblerliſten iſt.
Wäre das geſchehen hätte unſere Partei einen noch größeren Ge
vinn erzielt. Jm Anſchluß an die öffentliche Verſammlung wurde
eine Mitgliederverſammlung abgehalten, in der zum Vorſitzenden
der Genoſſe Dettmar gewählt wurde. Es geht alſo überall prächtig
vorwärts. Diepaar rechts ſozialiſtiſchen Neſter, die noch in der Harz-
gegend beſtehen, werden bald ausgehoben ſein.

Rieſtedt. Oeffentliche Verſammlung. Ueber die an
geblich ſo verworrene politiſche Lage und die Lehren der Reichs-
tagswahl ſprach in einer ſehr ſtarkbeſfuchten Verſammlung der
Genoſſe Kaſparek, kommiſſariſcher Landrat in Sangerhauſen.,
Die nahezu zweiſtündigen Ausführungen des Redners verſetzten
die Verſammelten, unter denen ſich erfreulicherweiſe eine große
Anzahl Frauen befanden, in kampefsfreudige Stimmung. Amts-
vorſteher Genoſſe Buſſe ergänzte die markante Rede noch durch
eine Kritik der örtlichen Verhältniſſe und unterſuchte die Ur-.
ſachen, die zu dem kleinen Stimmenrückgang am 6. Juni geführt
haben. Er erblickte den Haupkigrund darin, daß von genau 318
Arbeiterfamilien nur 80 das Volksblatt leſen, demnach verſchie-
dene Arbeiter und Arbeiterfrauen der Maſſenvergiftung durch die
bürgerliche Lügenpreſſe erlegen ſind und den Arbeiterfeinden ihre
Stimme gegeben haben. Das muß unbedingt anders werden.
Jn jedes Arbeiterhaus gehört das Arbeiterblatt. Die ſcharfen
Worte der beiden Redner hatten Erfolg: zahlreiche Beitritte zur
Partei wurden vollzogen und Beſtellungen auf das Volksblatt
gemacht. Eine zur Deckung der erheblichen Wahlkoſten unter

Tellexſammlung erbrachte den ſchönen Betrag von
118 Mk.

Annaburg. Parteiverſammlung. Jn der letzten Monats
verſammlung wurde beſchloſſen, von jetzt an die Verſammlungsanzeigen
nicht wie visher in der Annaburger Zeiiung, ſondern im Volksblatt
zu veröffentlichen. Hierauf wurden 4 Vertrauensleute zur Gewinnung
teuer Mitglieder für die USP. gewählt. Eine rege Debatte entſpann
ſich über die verfloſſene Reichstagswahl mit Stolz können wir das
Ergebnis unſerer Arbeit muſtern, iſt unſere Stimmenzahl doch von
339 im Jahre 1919 auf 1049 am 6. Juni d. J. geſtiegen. Die Schein-
'ozialiſten ſind von 505 Stimmen bei der Wahl zur National-
heriammlung auf 102 zurückgegangen. Um unſere Wähler am Orte
ufzuklären, wurde beſchloſten, in ganz kurzer Zeit eine Verſammlung
zu veranſtaälten, in der das Thema behandelt werden ſoll: Warum
eht die USP. nicht in die Regierung Zu dieler Verſammlung ſoll
Henoſſe Koenen (Berlin) als Referent gewonnen werden. Der Ab

ſchluß des Wahlfonds ergab 83.,60 Mk. Die Marken für die Samm-
lung zum Beſten der Märzopfer ſind jetzt zur Stelle; die Genoſſen
wurden aufgefordert, auch hier ihre Pflicht zu tun. Die
Elternbeiratsmitglieder erſtatteten Bericht über ihre Tätigkeit
Daraus ging hervor, daß die ganze Einrichtung von Haeniſch
Gnaden nicht allzuviel erreichen kann, ſo daß ſich unſere Genoſſen
bereits mit der Frage beſchäftigen, ob ſie an den Sitzungen noch weiter
teilnehmen ſollen. (Jede Abſtinenzpolitik wäre jedoch verfehlt. Red.),
Das nun ſchon 6 Jahre ausgefallene Schulfeſt ſoll am 4. und 5. Juli
ſtattfinden, und zwar auf der alten Holzablage an der Torgauer Straße
und nicht wie bisher auf dem dazu eingerichteten Kinderſeſtplatz an-
der Holzdorfer Straße.

Paſſendarf. Aus der Gemeinderatsſitzung. Hier beſteht
eine Altgemeinde (Allmende), die ſogenannte L2er, die verſchiedene
Gerechtſame innehat; u. a. betrachtet ſie eine auf der Parzelle 16e ſeit
langen Jahren beſtehende Pſflaumenplantage als ihr Eigentum. Der
Gemeindevorſteher Gen. Bedau konnte aber aus alten Protkollen der
Gemeindevertretung vom Jahre 1894 nachweiſen, daß das Pflanzen
und Jnſtandhalten der Pflaumenbäume aus der Gemeindekaſſe bezahlt
wurde, die Bäume mithin Eigentum der volitiſchen Gemeinde ſind.
Der Gemeindevorſteher glaubte mit Recht, daß die Plantage von
Gemeindewegen verpachtet werden muß; trotzdem überſandte er die
Hälfte des in dieſem Jahre erzielten Pachtgeldes von 1030 Mark der-
Altgemeinde, die das Geld mit dem Bemerken zurückſandte, die Plantage
gehe der politiſchen Gemeinde nichts an und würde nochmals verpachtet.
Die Gemeindevertretung beſchloß aber, die Pachtung als zu Recht be
ſtehend anzuerkennen, obwohl die Demokraten dagegen ſtimmten. Zum
Punkt Feuerlöſchweſen wurde beſchloſſen, von dem derzeitigen Haupt
mann ein Jnventarverzeichnis anzufordern, damit die Gemeindever-

Es wird großer Wert darauf

eine Kommiſſion ſoll deshalb mit den Pferdebeſitzern verhandeln und
in der nächſten Sitzung über das Ergehnis Bericht erſtatten. Jm
übrigen habe men zu der beſtehenden Feuerwehr das größte Vertrauen
Jn der ſchon oſt beſprochen en Frage der Abwäſſerung der Halleſchen,
Straße hat man ſich jetzt dahin geeinigt, daß die Abwäſſer auf Grund
und Boden der Provinzialbebörden geleitet werden ſollen und zwar nach

hörden und Zahlung einer Anerkennungsgebühr94Rückſprache mit den Be
von 109 Mork. Die Kanaliſation ſoll von der Gemeinde übernommen
werden, wozu die Aufnahme einer Anleihe nötig iſt, die von den an

der Kangliſation intereiſierten Anliegern amortiſiert werden wird.
Die Baukommiſſion verhondelt mit den Anliegern, damit der Plan ſo

bald wie möglich durchgeführt wird und die Mißſtände in der Halleſchen
Gleichzeitig machen wir noch einmal anf die am 11. Juli, Straße beſeitigt werden. Ein Antrag des FußballSportvereins Freia,
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den Gemeindeſportplatz für wurdemit der Maßgabe enkmion t en rmal bei deſſem Obmann zu melden iſt. er Vanemderotſteher fordert
Die Rechnungsprüfungskommiſſion auf, in der nächſten Zeit die Se
meinde- und die Wegebaukaſſe zu prüfen. Dem Antrag der demo
Fratiſchen Fraktion, ein Mitglied von ihrer Seite in die Prüfungs-
Kommiſſion zu wählen, wurde ſtattgegeben. Darauf wurde der Lehrer
Grobe für die demokratiſche Fraktion gewählt. Der Brückenteich wurde
wiederum dem früheren Pächter für 50 Mark jährlich verpachtet. Die
Gemeinde Nietleben erhält als Erſatz für Schullaſten 57 Mark für
Das Jahr 1917, 339,17 Mark für 1918. Der Gemeindevorſteher wies
nochmals darauf hin, daß alle Mietangelegenheiten nur durch das
Wohnungsamt geregelt werden und alle anderen Abmachungen un-
e ſind. Auch die neue Form der Steuereinziehung, wonach den

rbeitern und Angeſtellten vom 25. Juni an 10 Prozent vom LohnAbgez zogen werden, wurde zur Kenntnis gebracht.

Aus der Jugendbewegung.
Aufruf!

J Die a Juni in Hagen tagende Jugendkonfereng der Sozia-
Liſtiſcher Pr oletarkerjugend der Bezirke Rheinland und Weſtfalen
Lrhebt ſchärfſten Proteſt gegen die ungeheuren Urteile über die an

Ser Abwehrung des Kapp-Putſches beteiligten Jugend-Proletarier.
Sie fordert von den ſozialiſtiſchen Parteien ſowie von den Kampf-
organiſationen der Kopf und Handarbeiter, unverzüglich alle
Mittel anzuwenden, um die Freilaſſung der Verurteilten zu er-
wirken. Genannte Körperſchaften müſſen umgehend dafür ein
rreien, daß die Eltern der gefallenen Jugendgenoſſen unterſtützt
werden. ſoweit dieſelben alleinige Ernährer waren. Den flüchtigen

Literatur.

n nene Sgebenen Unabhängigen Sozialdemokratiſchen
enthält folgende e: Der Wille des e es T

Breitſcheid; e riſter Außenpolitik von Kuno
mann; Bolſchewismus oder Sogialdemokratie? von Karl
Wirtſchaftskriſe 1920 von Bruno Aſch; Neue S dergeoiſie von Georg Fuchs. Der So ziali ſt“ erſcheint wöchent-
lich einmal und iſt durch alle Buchhandlungen, du die Poſt oder

durch den Verlag T. Breitſcheid, Berlin W 15, zum Preiſe von
vierteljährlich 10 Mk., Einzelmummer 1 Mk., zu beziehen.

Sozialdemokratiſche Partei (A. S. P.)
Agitationsbezirk Halle.

Nachfolgend geben wir die Adreſſen des Bezirksſekretariats
und der Kreisleitungen. Die Genoſſen wollen ſich im Bedarfs-
alle nur an untenſtehende Adreſſen wenden

Bezirksſekretariat U. S. P.: Alfred Oelßner, Halle, Harz 42/44,
Vorderhaus II, Zimmer 22, Fernſprecher 1478.

Bezirksvorſitzender: Paul Banſe, Halle, Harz 42/44, I, Fern
ſprecher 1726

Bezirkskaſſierer: Albert Jllgenſtein, Halle, Harz 42/44, Volks
buchhandlung, Fernſprecher 1047.

Halle- Saalkreis
Parteiſekretariat: Karl Reiwand, Halle, Harz 4244, Vorderhaus II

Zimmer 21, Fernſprecher 1473.
Vorſitzender: Gottl. Kaſparek, Halle, Harz 42/44.

Merſeburg-Querfurt:
Parteiſekretariat: Artur Sämiſch, Merſeburg, Seffnerſtraße 4,

La
Parteiſekretariat: Paul Buhle, Delitzſch, Eiſenbahnſtraße 17

Fernſprecher B.
Vorfſitzender: Wilh. Maus, Bitterfeld, Deſſauerſtraße 12.

TorganLiebenwerda:Vorſitzender: Guſt. Naumann, Mühlberg (Elbe), Ouerſtraße 8

Fernſprecher 46.
Kaſſierer: Karl Wendt, Mühlberg (Elbe), Poſtfach.

Vorſitzender:

Vorſitzender:

ſprecher 17.

Wittenberg-Schweinitz:
Alfred Kranz, Pieſteritz, Triftſtraße 4, Fernſprecher

Wittenberg 371.
Kaſſierer: Th. Trabitz, Wittenberg, Koswigerſtraße.

Mansfelder Kreiſe:
Parteiſekretariat: Franz Güth, Eisleben, Kloſterplatz 47.
Vorſitzender: Wilhelm Chriſtange, Eisleben, Grabenſtraße 50
Kaſſierer: Karl Dittmar, Eisleben, Feldſtraße 29

Sangerhauſen-Eckartsberga:
Vorſitzender: Karl Fran zke, Sangerhauſen, Spekswinkel 3, Fern

ſprecher 222.
Kaſſierer Kurt Richter, Sangerhauſen, Borngaſſe l1.

Naumburg-Weißenfels-Zeitz:
Parteiſekretariat: Joſef Windau, Zeitz, Donaliesſtraße 12/13, Fern-

ſprecher 916. z
Adolf Leopold, Zeitz, Donaliesſtraße 12/13, Fern-

ſprecher 614.
Anhalt:

Parteiſekretariat: Bruno Böttge, Bernburg, Steinſtraße 2“4, Fern-

Fernſprecher 129.

t

Bngend muß die ſtraffreie Rückkehr in ihren Heimats-
vrt ermoglicht werden. Wir appellieren an die Sozialiſtiſche, Pro

ta: ugend Deutſchlands, dieſe unſere gerechten Forderungen
c en zu machen und energiſch dafür einzutreten. Wir er-
ſuchen die geſe ſozialiſtiſche Preſſe, dieſen Aufruf zu ver- Fernſprecher 272.

Vorſitzender: Paul Langer, Merſeburg, Lauchſtedterſtraße 18.

Der Bezirksvorſtand.

ESprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.
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Felle.

Sorten höchſten Tagespreis.
r 4,00 Mk., Hauslumpen S0O Pf. per Kilo.

Papier und Metalle höchſten Tagespreis.

alen Cari Jheuring tet s
Wahlergebnis.

Bei der geſtern ſtattgefunden nen Wahl von 24 Ge-
mei indeverordneten der Gemeinde Ammendorf iſt
das Wahlergebnis heute durch den Wahlvorſtand
feſtgeſtellt.

Es haben erhalten gültige Stimmen:
Wahiworichlas Pilger

2. J obitzſch3. HabermannNach der Reigenielge der Benennung

Wahlvorſchlägen ſind hiernach gewählt:
a) Vom Wahlvorſchlag Pilger:

Vilger, Karl, Maurer, Ammendarf, Haupiſtr. 36
Rot he, Karl, Kaſſierer, Oſendorf, Hanptſtr. 6.
Wolff, Karl, Ängeſtelter, Ra dewell, Hauptſtr. 33 a.
Berger, Emilie, Hausfr, Ammendorf, Beeſener Str. 29.
Mitſching, Richard, Steinſetzer, Ammendorf, Bee

ſener Str. 30.Denkewitz, Jo ohannes, Angeſtellter, Oſendorf, Haupt-
ſtraße 31.

Liſt, Wilhelmine, Hausfrau, Radewell, Hauptſtr. 40.
V. ler Karl, Bergarbeiter, Burg.

e Soui. Bergarbeiter, Planena.Ko of r ranz, Zimmerm., Ammendorf. Friedrichſtr. 8.
Fr ohne Franz, Bohrer, Ammendorf. Elſterſtr. 5.

zube, Otto, Vage erha lter, Radewell, Talſtr. 2 a.auer, Karl, Röſter, Oſen dorf, Regensburger Str. 10.
ofmann, Otto, Lichter Ammendorf, Hindenburg-

ſtraße 5
Rähmer, Reinhold,

burg ſtr. 69.
Schorch, Otto, Bäcker, Radewell Talſtr. 14.Kluge, griede, Hausfrau, Oſendorf, Vereinsſtr. 4.

b) Vom Wahlvorſchlag Trobitzſch:
Trobitzſch, Paul, Lehrer, Ammendorf, Hauptſtr.
Kahnt, Paul, Fabrikdirektor, Radewell, Hauptſtr. 27.
Möbus, Karl, Zimmermeiſter, Ammendorf, Bahn-

hofſtr. 10.
Dr. König, Karl, Chemiker, Roſengarten, v. Emmich-

ſtraße 5.
Paech, Artur, Lehrer, Radewell, Hauptſtr. 57.
Ackermann, Guſtav, Spediteur, Oſendorf, Wieſen

ſtraße 7
e) Vom Wahlvorſchlag Habermann:

Habermann, Alfred, Schloſſer, Ammendorf, Halleſche
ſtraße 37.

Ammendorf, den 21. Juni 1820.
Der Wahlkommiffar:

Hähn, Gemeindevorſteher.
c

Schulbächen
Art

empfiehlt die
Axs-Buchhandlung.
e

3362 Stimmen
1190

3. 56

zen auf den

Töpfer, Ammendorf, Hinden-

*831

2 türlger Kleiderschrank.
Küchensohrank. Sofa. Stühle
gof. zu kauf. gesueht. [1799
E. Dippold, Advokatemweg 16, lad.

edwZeitunge dereI die Volks-
buechhälg.

Allgem. ortskranken-

fkaſſe in Merſeburg.
Das Kaſſenlokal befindet

ſich vom 21. Juni 1920 ab

Poſtſtraße 1.
Annahme der Beiträge:

Montag und Mittwoch,
vormittags 8—12 Uhr.

Auszahlung d. Kranken
ger Freitag vorm.

12 Uhr. '80
Merſeburg, 15. 6. 20.

Der Vorſitzende.
Engel.

Pimer
verzinnt 27,65

Eure Fina

26 cm 27,65

p eh e
mm Bahn

Cöthen
Schalaunischestraße S.

Nöbel-Transporte

ſowie Speditious-
fahren führt ſachgemäß
aus Alb. Ackermann,Thomaſiusſtr. 15. Tel. 5643

Vereins-
Anzeiger
Erſcheint jeden Dienstag
und Freitag. Jahres-beitrag: Millimeter 10.00

Mark.
[Haſſe (Saale).

Arbeiter-Sänger-Chor

Mittwoch, den 23. Jumi,im Volkspark“
Vorſtandsmitgl. 6 Uhr,

Mitglieder 28 Uhr.
fräuen und Hedchencor.

Jed. Dienstag “29 Uhr,
im Volkspark:
T Singeſtunde. K.

Touristen Verein
Die aturfreunde

Jugendgruppe-
Dienstag, a 7 Uhr:

Volkstänze a. d. Peißnitz.
Mittwoch, abds. 7 Ühr:

Zuſamgenüuſt im Stadt
heim, Kl. Berlin 1. Jn-ſtrunente mitbringen.

Ortsgruppve:
Mittwoch, abds. 7 Uhr

Volkstän e und Spiele
auf der Peißnitz.

Donnerstag, ab. 7 Uhr,
Stadtheim, Kl. Berlin 1:

Lichtbilder Vortrag.

Arbeiter Radfahrer Bund

Solidarſtöt brtsgr. Halle.

Freitag den 25. Juni,
abends 7Uhr, i. Volkspark: Verſammiung.

Sonntag, den 27. Juni,Ausfahrt nach Höhnſtedt.
Abfahrt: 12 Uhr vom Hett-
ſtedter Bahnhof. Um ſtarke
Veteiligung bittet

Der Vorſtand.
Arbeiter Radfahrer -Buns

„Freiheit.“Mittwoch den 23. Juni
Ausfahrt nach Mori. Ab
fahrt 7 Uhr von Germo.

Arbeiter- Radfahrer Verein

Stern Vereinslok. Lohſe,
Humboldtſtraße 1.

Mittwoch mach d. 1. u. 15.
i. Monat: Verſammlung.

l amtetenktun von 1b00

in Halle a. 4. Saale.

Vereinslok.: Gold. Kette.Sonnab. Uebungsſtunde.
Jeden Sonnabend nach
dem 1.: Verſammlung.

LHall Mandolin.-Archester.

Verein z. Pflege nur guter
Mandol.- u. Lautenmuſik.
Uebungsſtd.: Jeden Frei-tag, abends 7 Ubr, in
827 Reſtaurant, Kurze
Gaſſe l.

Articten Börve.
Halle a. S. Fernſpr. 2884.

Vereinslokal: Zur
Vlauderecke. u

Sitz uJeden Mittwoch.
Humoriſten, Komiker,

Duette, Geigeru. Pianiſten
ſind und müſſen e jeder
Gelegenheit zu haben ſein.

ugend Abteilung:
uſammenkünfte feden

Mittwoch i. Vereinslokale.

beschàädigt., Teilnehmer
und Hinterbliebenen.

Ortegruppe: Halle (S.)
Jed. Dienstag nach dem

1. und 15. jeden Monats:
zit lieder- Verſammlung

übners Reſtaurant,än Gaſſe.
org., Mittwoch, abds.71, Uhr, i. HübnersReſtau

rant: Vorſtands, Arbeitsausſchuß u. Funktionär-
Sitzung. Kaſſenabend.
konwuniehuche Arbeiter

h Rrund der Kriegs-

Partei Deutschl, ne
Mittwoch den 23. Juni,

ans i8Uhr, im Volks
Fütgiteder- -Versammlung.

Der Vorſtand.

freie Sorial. Iugend, Halle.

Heute: Mitglied. Ver-
ſammlung. Das Erſcheinen
aller Mitglieder iſt not
wendig.

Donnerstag: Mandolin.-
Uebungsſtunde.

[rönwitz.
Mandol.-Geselischaft
Harmonie, Halle a. d. S.

Vereinslokal: Reſtaur.Selka Dorotheenſtr. 22.
Jed. Freſtag: Uebungsſt.

Turnverein Fichte.
Männer-Abteil., NordenDienst. u. Fr eitag 8-10 U.
Turnerinnen: Miktw.8-10.

Volkspark-Turnhalle.
Männer- Abteil. Süden:

Montag und Freitag, von
7--9 Uhr, i. d. Glauchager
Schule, Taubenſtraße.

Sonnabend d. 26. Juni,s Uhr, im Volkspark:
Mitg! ſeder Verſammlung

Gitarre-Dither-Ferein, H.-b.

Vereinsl.: Lüderitz Berg,
Reilſtraße 47. Jed. Mittw.
i8 Uhr: Uebungsſtunde.
Arb. Samariter-Kol. Halle

Jed. Freitag: Uebungsſtunde in der „Goldenen
Kette“, Alter Markt, und„Lüderitzberg Reilſtraße.

Arbeiter-Schwimmverein,
Halle a. d. S. (E. V.)

Uebungsſtunden:
Dienstag und Freitag ab
6 Uhr im Johannesbad
für Damen z erren.

Sonnabend, d. 26. Juni
Vorſtandsſitzung

Montag, den 28. Juni
Verſammlung.

l

Arbeiter Vildungs-
Verein, Kröllwitz.

Vereinslokal: Lindenhof.
Geſangs-Abteilung:Jed. Donnerstag s- 10ilhr.
Dramatiſche Abteilung:

Jeden Mittwoch 8-10 Uhr.
Turn Abteilung:Dienstag u. Freitags- -10u.

Wander u. Mandolin-
u

Für MädchMittwoch o Uhr.
Für Bur ſche n:

Donnerstag '8 10
Bibliothek:

Donnerstag v. 8-10 Uhr.

[Ammengdorf.

Turnverein Fichte

Radewell u. Umgegend.
Abteilung Oſendorf,Dreierhaus. Turnſtunde:

Hier und Freitag von
10 Uhr.u Ammendorf.

Schü e Dienstag
und Freitag v. 8--10 Uhr,Ipreilung Radewell,
Gaſth. Radewell. Diens
tag von 8--10 Uhr.

Schüler- Abteilung für
Ammendorf: Mittwoch
von 5--7 Uhr.

Arbeiter Gerang Verein

Amwendort u. Umgegend

Für Männerchor ſeden
Dienstag abends 8 Uhr,für Frauenchor jed. Don
nerstag, abends 29Uhr,
in Teichmanns Hotel:ingestun en.

Der Vorſtänd.

[Merseburg.
Gewerkschaſts Karte

Merveburg,

Jeden l. rim Monat, abds. Uhr:Finung im Thüringer
Der v

Der wasenvar
flickt Ihre

Zerbrochene Dauerwäche!

Dauerwäsche- Vertrieb

H. 7, SeSternstr. 1688
Ss

S 2die über Regelſtörung
klagen, nehmen nur noch,
wenn alles andere ohne
Erfolg blieb, meine an-erkannt wirkſamen Spe-
ijalmittel. Verſäumen Sie
einen Verſuch, auch

Jhnen kann eholfen
werden. Diskr. Verſ. mit
beilieg. Garantie vollk.

unſchädlich. '565
Carl Ahmling. Hamhburg,

Hühnexpoſten 12, I.

Alkllelderſtele,

Kl. Ulrichſtraße 15, kauft
Wäſche, Garderobe,
Schuhwerk, Muſik-
inſtrumente, auch neu.

Telephon 4414. 62
Lumpen. h Wable
Kaninchenfelle, Papier
kauft zu höchſt. Tagespr.
u. holt auf Wunſch ab s61
Ludwig. Schwetschkestr. 14.

1505

Preisliste 7

C.KAPPENBACH
fachqeschäftuversand
haus für sanitfäre Artikel
Halles Gr Ulrichstr.

fernr. 6545.

bhesterflels
le Echte, ohne NMamenauldruck

Poststr. b. R. Gimpel.

Verlohungs-Ringe

1677 in Silber.,Dublee,

385e 900,
alle Gröt. u. Breit. vorrät,

t. Sie nmeister

Kleine Ulriohstr. 35.

Halt! ruß da einer

wart einmal,
S
c vergib mir ja nicht das Erdal

e

W

S
h e

schwarz gelb braun rotbraun
Alleinhersteller: Werner O Mertz. Moio-

Geſchlechtskranke!
Raſche Hilfe durch giftfreie Kuren.

Harnröhrenleiden, friſcher auch veralt Ausfluß, Hetlung in
kurz. Friſt ohne Höl enſtein u. ſcharfe Einſprißungen. Syphilis, ohne
Berufsſtörung, ohne Schmerzen, Queckſilber u. ſchmerzh. Einſpritzungen.
Mannesschwäche, ſchnelle wirkſ. Kur ohne Berufsſtörung.
Wer jedes der drei Leiden iſt eine ausführliche Broſchüre erſchienen
mit zahlreichen äcztlichen Gutachten und hunderten freiwilligen Dank-
ſchreiben e

in verſchloſſenem Do
Sperzialarzt Dr. med.

Zuſendung g. en 1 Mk. für Porto und Speſen
brief ohne Aufdruck durchmen Berlin G. 77

Potsdamer-Str. 123 Sprechzeit: 9--11, 24,Sonntags 10-11 Uhr.
naue Angabe des Leidens erforderlich, damit die richtige Brwidh

geſandt werden kann.

Ein und Verkauf
neuer und gebrauchter
Möbel. Polſterwaren,
Federbett., Wäſche uſw.

Frau Rust,
Sternſtr. 6. Sternſtr. 6.

Telephon 3579. 5
Große Auswahl in

Horenträeern,
durchwe en ummi, preiswert im rig Vater
Leipziger Str. 1

4 Kaufſen Sie
Nafional- 1812

Kontrolikassen
nur w. Fabr. Garantie

Sie sparen Geld
vom Allein Vertreter
B. H. Zimmer, Halle-5.

Alte Promenade 33,
schrägüber der Haapt-
post. Fernsprech. 3124.

Zirkna 150 000
Xutional-Kassen
wurden v. d. Nat.-Reg.Kassen GmblII., Berlin,

r Deutschlan 9 verk.

fuhrwerkswagen,
neu u. in modernſter Aus-
führung, ſofort zu ver
kaufen. Anfragen ſind zu
richten an Erſte Deſſauer
Wagenfabrik, Deſſau i.Anh., Am Bahnhof 2. 698

III
für freie

in Vereine
empfiehlt 1810

Alb. Hentze,
24. Schmeerstr. 24.

Neue Fahrrädet mit prima
Gummi 1000 Mk. Fabrrad-
decken von 100 Mk. an.
Sohläuche von 35 Mk. an,
Kinderwagenreifen v. 8 Mk.
an, Gummiabsätze V. 2 Mk.
an, Pedale 40 Mk. Ketten40 Mk. sowie sämtliche
Prsatzteile billigst. Karbid

auf Lager. 1795Konrad Wurmstich,
Fahrradhandlung,

Merseburgerstraße 163.

Tüchtige

Werkzeug
Schlosser

gesueht,
f.6. Weiße s 60.
Aubere Dehftzscher St.

Sänger-
Turner-

2
c

c

Hertling
reußiſche

ahlrefo
der Dem
in der Pr
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